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Nebelpoeme

Grautrüb hängt der naßkalte Vorhang im Dazwischen und Davor über
feuchten Wiesen, Feldern und Äckern unter einem sonnenlichtgefluteten
Himmel seinen novemberspäten Gedanken nach, die, der feuchten Erde
entrungen, sich doch träge weigern, zu schnell im hellen Blau des
Himmels in ihre Bestandteile zu zerstieben, um sich dort verteilt am
Ende nicht mehr wiederzufinden.

Der graue Dunst oder Nebel auch gerade am Ende des Jahres bedarf
keiner dezidierten Beschreibung, denn er ist das finale feuchte Tuch,
dem schlußendlich nicht nur die von den Wipfeln gesprungenen Blätter
des Waldes schnellstens erliegen, bis die Erde sie verschlingt,
sondern auch die Pfütze, welcher er fortwährend entsteigt und die dem
unbedachten Schritt des Menschen nicht selten zur triefenden
Überraschung wird.

Vom Boden- und Hochnebel ist die Rede, der, bald in den späten
Morgenstunden in die höheren Regionen der Luft gestiegen, dann doch
seinen Anschluß an die anderen Wolken sucht und mit Gewißheit zu
irgendeinem Zeitpunkt seiner weiteren Reise mit den Regentropfen aller
übrigen Luftgewässer wieder zur Erde zurückkehren wird.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. November 2019
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MUMIA/1001: Wahrheit stirbt zuletzt (jw)

junge Welt - Die Tageszeitung - Ausgabe vom 30.12.2019

MUMIA ABU-JAMAL

Wahrheit stirbt zuletzt

Jahresrückblick 2019. Heute: Mumia Abu-Jamal. Hoffnung auf Freiheit nach 38
Jahren. Neu aufgetauchte Beweise ermöglichen Berufung


Von Jürgen Heiser



Die Hoffnung, dass der juristische und politische Kampf für den in den USA
im Juli 1982 ursprünglich zum Tode verurteilten politischen Gefangenen
Mumia Abu-Jamal endlich zu seiner Freilassung führt, hat in diesem Jahr
neue Nahrung erhalten.

Der weit über seine Heimatstadt Philadelphia hinaus bekannte
Radiojournalist und Bürgerrechtler Abu-Jamal war in den frühen
Morgenstunden des 9. Dezember 1981 durch eine Polizeikugel schwer verletzt
und anschließend auf dem Weg in die Haft von Polizisten fast zu Tode
geprügelt worden. Er überlebte nur knapp, wurde aber von der rassistischen
Polizeiführung und der unter Schwarzen für ihre Voreingenommenheit
berüchtigten Staatsanwaltschaft Philadelphias sofort zum »Polizistenmörder«
erklärt. Er sollte für den Tod des Polizisten Daniel Faulkner, der ihn mit
einem Lungenschuss niedergestreckt hatte und danach von einem flüchtenden
Dritten selbst erschossen wurde, verantwortlich sein. Eine wichtige Rolle
spielten dabei Informationen aus umfangreichen Geheimakten der
US-Bundespolizei FBI, die Abu-Jamal überwacht hatte, seit der 1954 Geborene
als Fünfzehnjähriger Mitglied der Black Panther Party wurde.

Erst im Laufe der 1980er Jahre kam eine zunächst nationale, dann
schrittweise auch internationale Solidaritätskampagne für Abu-Jamal in
Gang, die durch ihre Unterstützung der ehemals von den
US-Bürgerrechtsanwälten Leonard Weinglass (1933-2011) und Robert R. Bryan
geleiteten Verteidigungsteams im beharrlichen Kampf mit der Justiz
zumindest durchsetzen konnte, dass ein US-Bundesgericht das Todesurteil
gegen Abu-Jamal in lebenslange Haft umwandelte. Nach fast dreißig Jahren
Haft in der Isolation der Todeszelle wurde Abu-Jamal 2011 in den
Normalvollzug verlegt, wo er sich dem »Slow Death«, dem langsamen Tod durch
die physische Auszehrung, ausgesetzt sieht.

»Lassen Sie Gerechtigkeit für Mumia geschehen!« hatten am 5. Januar 2019
Abu-Jamals Unterstützer auf einer Kundgebung vor der
Bezirksstaatsanwaltschaft in Philadelphia lautstark skandiert. Lawrence
»Larry« Krasner, der ein Jahr zuvor mit breiter Zustimmung der schwarzen
Gemeinde zum neuen Leiter der Anklagebehörde gewählte liberale Anwalt,
sollte an sein Versprechen erinnert werden, »grundlegende Veränderungen« in
der Justiz bewirken zu wollen. Die Solidaritätsbewegung befürchtete,
Krasner könnte dem Druck der rechten Polizeibruderschaft »Fraternal Order
of Police« (FOP) nachgeben und Berufung gegen eine Entscheidung des
Richters Leon Tucker vom Philadelphia Court of Common Pleas einlegen.
Überraschend hatte der Richter des von Abu-Jamal angerufenen Straf- und
Zivilgerichts am 27. Dezember 2018 eine erneute Prüfung der vom höchsten
Gericht des US-Bundesstaats abgelehnten Berufungsanträge angeordnet.
Abu-Jamal erklärte dazu, er habe es nun »das erste Mal mit einem Richter
Pennsylvanias zu tun, der nicht von der anderen Seite gekauft« sei.

Nach zähem Ringen von Abu-Jamals gegenwärtigem Anwaltsteam mit
Philadelphias Justiz und widersprüchlichem Verhalten von
Bezirksstaatsanwalt Krasner erklärte dieser schließlich am 17. April dieses
Jahres, er werde sich dem Berufungsbegehren Abu-Jamals nicht länger
entgegenstellen. Damit war der Weg für den seit Jahren gesundheitlich stark
angegriffenen Abu-Jamal frei, seine Verurteilung wegen Mordes an dem
Polizisten Daniel Faulkner aus dem Jahr 1982 erneut vor dem Obersten
Gerichtshof Pennsylvanias anzufechten. Letzter Anlass für Krasners
Einlenken war Richter Tuckers erneuter Beschluss, mit dem er das Recht 
Abu-Jamals bekräftigte, seine abgelehnten Berufungsanträge aus den Jahren 1996
bis 2014 erneut höchstrichterlich verhandeln zu lassen. Dieses Recht
bestehe unzweifelhaft wegen der Befangenheit, die Ronald Castille, einer
der Vorgänger Krasners, durch seine ungesetzliche Doppelfunktion als Leiter
der Anklage im Prozess gegen Abu-Jamal und später als Oberster Richter bei
der Ablehnung seiner Berufungsanträge und Beschwerden eingenommen hatte, so
Tucker.

Ausschlaggebend für das Einlenken Krasners dürfte vor allem das Auffinden
neuer Beweise dafür gewesen sein, dass es in den staatsanwaltschaftlichen
Vorermittlungen und im Gerichtsverfahren gegen Abu-Jamal rassistische
Vorurteile und eine Manipulation von Zeugenaussagen und angeblicher
»Fakten« für seine Täterschaft gab. Die Beweise für Abu-Jamals Unschuld,
waren in den letzten Monaten bei der Auswertung des Inhalts von sechs
Archivkartons zum Vorschein gekommen, die in einem Lagerraum des Gebäudes
der Anklagebehörde »zufällig« aufgefunden worden waren. Dazu erklärten
Judith L. Ritter und Samuel Spital von Abu-Jamals Verteidigungsteam, sie
bewiesen die Verfassungswidrigkeit des Urteils gegen ihren Mandanten. Die
Staatsanwaltschaft habe ihre Hauptbelastungszeugen »durch Geldzuwendungen
und Straferlass manipuliert, um Abu-Jamal fälschlicherweise als den
Schützen zu identifizieren«. Ihr Mandant habe immer schon gesagt, er sei
unschuldig, betonte Anwältin Ritter, »und die neuen Dokumente widerlegen
die Behauptungen von Polizei und Anklage, wie Officer Faulkner angeblich zu
Tode kam«.

Um den Druck auf die US-Justiz zu verstärken, Abu-Jamal nach 38 Jahren
endlich freizulassen, fand am 7. Dezember in Philadelphia ein gut besuchter
Kongress mit Arbeitsgruppen und Podiumsdiskussionen statt. Veranstalter
waren die Bündnisse »Mobilization for Mumia« und »International Concerned
Family and Friends of Mumia Abu-Jamal«, unterstützt von weiteren
Organisationen der Solidaritätsbewegung.

Abu-Jamal gelang es während der Veranstaltung durch einen Anruf aus dem
Staatsgefängnis Mahanoy in Pennsylvania direkt zu den Anwesenden zu
sprechen. »Das sind hässliche Zeiten«, sagte er mit Bezug auf den aktuellen
Streit um Klima- und Umweltschutz. »Die Luft ist verpestet, das Wasser
vergiftet.« Doch die Herrschenden wollten den Zugriff auf die Welt
behalten. »Noch nie in meinem Leben habe ich so viele Milliardäre gesehen,
die sich um ein öffentliches Amt bewerben. Sie wollen Präsident sein, sie
wollen Bürgermeister sein, sie wollen Senatoren sein, sie wollen
Gouverneure sein. Warum? Weil sie alles wollen!« Er dankte den Anwesenden
für ihre solidarische Unterstützung, mahnte aber: »Es geht nicht nur um
mich, es geht um uns alle. Wenn wir das nicht endlich begreifen, wird der
ganze Scheiß bald Wirklichkeit!«

Megan Malachi von »Philly for real justice« betonte danach, die »Bewegung
für Mumia« habe in mehr als drei Jahrzehnten »durch harte Arbeit und
Spenden« konsequent für seine Freiheit gekämpft. Die Unterdrückten kämpften
»gegen ein faulendes und dekadentes System mit scheinbar unbegrenzten
Ressourcen, ein System aus Gewalt und Gier, aber wir sind mutig und werden
gewinnen«, zeigte sich die Aktivistin überzeugt.



Anfang Texteinschub

Wie in den Vorjahren seit 1998 wird Mumia Abu-Jamal auch am 11. Januar 2020
mit einem Beitrag auf der Internationalen Rosa-Luxemburg-Konferenz
vertreten sein


www.rosa-luxemburg-konferenz.de

Ende Texteinschub
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APPELL/167: US-Militäranschlag gegen Iran - Forderungen an die Bundesregierung (Kasseler Friedensforum)

Kasseler Friedensforum - Pressemitteilung vom 4. Januar 2020

US-Militäranschlag gegen Iran



Der im Irak vom US-Militär durchgeführte Drohnenanschlag auf den Kommandeur
der iranischen Quds-Brigaden Qassem Soleimani und dem Vizekommandeur der
irakischen Volksmobilmachungskräfte (PMF) Abu Mahdi al-Muhandis ist ein
erneuter eklatanter Völkerrechtsverstoß und droht einen Krieg zwischen den
USA und dem Iran in Gang zu setzen. Die Regierung von US-Präsident Trump
riskiert mit dieser terroristischen Handlung einen Flächenbrand im Nahen
Osten.

Unsere Forderungen an die Bundesregierung:

• Alle der Bundesregierung zur Verfügung stehenden diplomatischen
Mittel müssen ausgeschöpft werden, um eine weitere Kriegseskalation zu
verhindern. Die Bundesregierung sollte darauf hinwirken, dass entsprechende
Initiativen von der EU unternommen werden.

• Die US-Militärstützpunkte in Deutschland dürfen nicht für weitere
völkerrechtswidrige Kriegsvorbereitungen im Nahen Osten zur Verfügung
stehen. Überflugrechte für einen Krieg gegen den Iran müssen von der
Bundesregierung umgehend verboten werden.

• Die Bundeswehr hat mehr als 400 Soldaten im Irak, die Gefahr laufen
in einen eskalierenden Konflikt hineingezogen zu werden. Die
Bundeswehrsoldaten im Irak und im gesamten Nahen Osten müssen sofort
abgezogen werden.

• Sämtliche Waffenlieferungen in Kriegs- und Spannungsgebiete des
Nahen Ostens müssen mit sofortiger Wirkung eingestellt werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 4. Januar 2020

Kasseler Friedensforum

Germaniastrasse 14, 34119 Kassel

Telefon: +49 (0)561 - 93717974

E-Mail: info[at]kasseler-friedensforum.de

Internet: www.kasseler-friedensforum.de
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VORTRAG/225: Hamburg - Schulden besser in den Griff bekommen, Termine in der Verbraucherzentrale Januar 2020

Verbraucherzentrale Hamburg

Schulden besser in den Griff bekommen

Kostenlose Infoveranstaltungen in der Verbraucherzentrale



Droht die Pfändung von Lohn oder Gehalt, die Sperrung des Kontos oder steht
der Gerichtsvollzieher vor der Tür, wissen viele keinen Ausweg mehr. Wie
die finanzielle Krisensituation am besten gemeistert werden kann, erfahren
Betroffene immer montags in einer kostenlosen Infoveranstaltung der
Verbraucherzentrale.

Überschuldung kommt in allen gesellschaftlichen Gruppen und sozialen
Schichten vor. Die Ursachen können vielfältig sein: Oftmals sind es
unvorhergesehene Ereignisse oder plötzlich veränderte Lebenssituationen.
Wer Geldprobleme hat, sollte den Tatsachen ins Auge blicken und schnell
handeln. So können zusätzliche Mahngebühren, weitere Zinsen für Kredite
oder versäumte Einspruchsfristen vermieden werden. Die Schuldnerberater der
Verbraucherzentrale helfen, Ängste abzubauen, zeigen realistische
Möglichkeiten auf dem Weg in die Schuldenfreiheit auf und geben einen
Überblick über den Ablauf sowie über die Rechte und Pflichten im
Verbraucherinsolvenzverfahren.

Die nächsten Termine:

Montag, 06. Januar 2020, 16.30 bis 18.00 Uhr

Montag, 13. Januar 2010, 11.00 bis 12.30 Uhr

Montag, 27. Januar 2020, 11.00 bis 12.30 Uhr

Referenten: 

Joachim Dziennus oder Michael Thiermann, Schuldner- und Insolvenzberater

Ort:

Verbraucherzentrale Hamburg, Kirchenallee 22 (Ecke Ernst-Merck-Straße)

Kosten: unentgeltlich

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich!

Die
Verbraucherzentrale Hamburg ist als Schuldner- und Insolvenzberatungsstelle
offiziell anerkannt.

 * 

Quelle:

Verbraucherzentrale Hamburg e.V.

Kirchenallee 22, 20099 Hamburg

Telefon: (040) 24832-100, Fax: (040) 24832-2100

E-Mail: presse@vzhh.de

Internet: www.vzhh.de
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AUSSICHTEN/8854: Und morgen, den 6. Januar 2020 (SB)

+++ Vorhersage für den 06.01.2020 bis zum 07.01.2020 +++






[image: Jean-Luc 8854 Wetterfrosch - © 2020 by Schattenblick]






Zweigeteiltes Wetter heute,

bis zum Mittag Nieselregen,

wird 's der Sonne dann zur Beute,

um Jeans Wiese freizufegen.
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GLEICHHEIT/6991: USA töten hohen iranischen General

World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

USA töten hohen iranischen General

4.000 US-Soldaten gegen den Irak in Bereitschaft

Von Bill van Auken

4. Januar 2020



Am Freitagmorgen, den 3. Januar, fiel Generalmajor Kassim Soleimani, der
Kommandant der al-Quds-Einheit der iranischen Revolutionsgarde, einer
gezielten Tötung durch die USA zum Opfer. Der Anschlag auf dem Flughafen
von Bagdad hat den Konflikt zwischen den USA und dem Iran wesentlich
verschärft. Der Ausbruch eines neuen, katastrophalen Krieges im Nahen Osten
rückt in unmittelbare Nähe.

Die irakischen und libanesischen Medien sowie die schiitische Milizbewegung
im Irak erklärten, Soleimani, der aus Syrien oder dem Libanon kam, sei beim
Aussteigen aus dem Flugzeug von einer amerikanischen Rakete getötet worden.
Außer ihm wurde bei dem Angriff auch Abu Mahdi al-Muhandis getötet, der
zweithöchste Kommandant der Volksmobilmachungskräfte (PMF), einer mächtigen
Koalition aus irakischen schiitischen Milizen.

Das Pentagon übernahm in einer Stellungnahme die Verantwortung für die
Tötung: "Das US-Militär hat mit der Ermordung von Kassim Soleimani
entschlossen defensiv gehandelt, um US-Personal im Ausland zu schützen.
Soleimani war Befehlshaber der al-Quds-Einheit der iranischen
Revolutionsgarde, die von den USA als ausländische Terrororganisation
eingestuft wird."

Auch die iranische Revolutionsgarde bestätigte gegenüber iranischen Medien
die Ermordung: "Der ehrenwerte Oberbefehlshaber des Islam, Soleimani, wurde
durch einen Angriff von US-Hubschraubern zum Märtyrer gemacht."

Soleimani war seit dem iranisch-irakischen Golfkrieg von 1980 bis 1988 eine
wichtige Persönlichkeit des iranischen Militärs. Als Befehlshaber der 
al-Quds-Einheit hat er eine zentrale Rolle beim Sieg über die von den USA
unterstützen und mit al-Qaida verbündeten Milizen gespielt, die Washington
und seine Verbündeten gegen die Regierung des syrischen Präsidenten
Baschahr al-Assad eingesetzt haben. Anschließend half er in der Führung
irakischer Milizen, die den Islamischen Staat im Irak und Syrien (IS)
besiegten. Er wurde zwar als möglicher Kandidat für die iranische
Präsidentschaftswahl ins Gespräch gebracht, lehnte jedoch jede politische
Kandidatur ab und erklärte, er werde seinem Land weiterhin als Soldat
dienen.

Soleimani war bei US-Regierungsvertretern und Militärkommandanten bestens
bekannt. Sie hatten hinter den Kulissen mit dem iranischen General
verhandelt, als die Regierung in Teheran 2001 beim Überfall auf Afghanistan
mit den USA zusammenarbeitete.

Im Vorfeld seiner Ermordung hatte das Pentagon weitere 750 Fallschirmjäger
der US-Armee in den Nahen Osten entsandt, weitere 4.000 wurden in erhöhte
Bereitschaft für eine Verlegung in die Region versetzt.

Zu Beginn dieser Woche stürmten wütende irakische Demonstranten die
amerikanische Botschaft in Bagdad. Für diesen wütenden Proteststurm der
Bevölkerung gegen den US-Militarismus machte die amerikanische Regierung
den Iran verantwortlich.

US-Verteidigungsminister Mark Esper erklärte am Donnerstag, es gebe
"Anzeichen, dass der Iran weitere Anschläge" auf US-Truppen oder -
Interessen in der Region plane, und dass Washington zu "präventiven
Maßnahmen" bereit sei, falls "irgendetwas über Anschläge oder Anzeichen
dafür" bekannt würde.

Esper erklärte: "Die Spielregeln haben sich geändert. Bin ich der Meinung,
dass sie irgendetwas tun werden? Jawohl, und das werden sie bestimmt
bereuen."

Der US-Imperialismus maßt sich also nicht nur das "Recht" an, Morde zu
verüben, sondern auch das Recht auf verheerende militärische Angriffe auf
den Iran. Als Begründung dafür reicht die Behauptung, es handele sich um
eine "Prävention" in Anbetracht einer mutmaßlichen oder erfundenen
Bedrohung. Diese kann von jeder Organisation im Nahen Osten ausgehen, die
Washington für einen "Handlanger" des Iran hält. Es können schiitische
Milizen im Irak sein, es kann aber auch die Hisbollah, die politische
Massen- und Milizbewegung im Libanon, sein, oder genauso gut die Hamas, die
islamistische Partei, die den von Israel besetzten Gazastreifen
kontrolliert.

Am Dienstag belagerten mehrere tausend Demonstranten die amerikanische
Botschaft in Bagdad. Sie waren empört über die US-Luftschläge vom 29.
Dezember im Irak und in Syrien. Die Angriffe amerikanischer Kampfflugzeuge
vom Typ F-15E hatten sich gegen Basen der irakischen Schiitenmiliz Kata'ib
Hisbollah gerichtet, und dabei waren 25 Angehörige der Miliz getötet und
weitere 55 verwundet worden.

Die Trump-Regierung bezeichnete die Luftangriffe als Vergeltungsmaßnahme
für einen Raketenangriff auf die irakische Militärbasis K-1 außerhalb von
Kirkuk, bei der ein amerikanischer Söldner getötet wurde. Aber Washington
hat für seine Behauptung, die Kata'ib Hisbollah sei für den Angriff
verantwortlich, keinen Beweis vorgelegt.

Bei den Trauerfeiern für die getöteten Milizionäre gingen in Bagdad
Tausende Einwohner auf die Straße. Danach marschierten die Demonstranten,
darunter viele Angehörige und Unterstützer der Miliz, zur Botschaft, die in
Bagdads schwer gesicherter Green Zone liegt.

Sie kletterten über die Mauer des Botschaftsgeländes, belagerten das
Gebäude und bewarfen es mit Molotowcocktails und Steinen. Der
Botschaftskomplex ist die weltweit größte diplomatische Einrichtung der USA
und erstreckt sich über 42 Hektar entlang des Tigris. Im Jahr 2012 befanden
sich dort 16.000 US-Soldaten. Damit setzten die USA faktisch die
amerikanische Besatzung des Landes fort, die 2011 offiziell beendet worden
war.

Den Demonstranten gelang es, den Haupteingang des Komplexes zu stürmen und
ein Wachhäuschen und zwei Empfangsräume in Brand zu setzen. Die
Nachrichtenagentur Associated Press veröffentlichte am Mittwoch Bilder des
verbrannten Inneren dieser Botschaftsbereiche. Das Mobiliar und die Fenster
waren zertrümmert, aus den Überresten stieg noch Rauch auf.

Auf den Mauern der Botschaft waren Graffiti und Parolen gesprüht, des
Inhalts: "Amerikanische Botschaft auf Anweisung des Volkes geschlossen",
oder "Tod Amerika und Israel".

Die US-Marines, die im Inneren der Botschaft stationiert waren, feuerten
ununterbrochen Tränengas, Blendgranaten und Warnschüsse ab, um die
Demonstranten zu vertreiben. Apache-Kampfhubschrauber drehten Kreise über
den Demonstranten und feuerten Leuchtgeschosse in Richtung der Menge.

Die Luftangriffe vom 29. Dezember sollten als Machtdemonstration der USA
dienen und der Miliz Kata'ib Hisbollah einen Schlag versetzen. Die Reaktion
der Bevölkerung, die sich in der Belagerung der Botschaft ausdrückte, zeigt
jedoch vor allem die enorme Krise der Politik Washingtons im Irak und der
ganzen Region.

Die Demonstranten konnten nur zur Botschaft vordringen und dort eindringen,
weil die irakischen Antiterror-Elitetruppen ihnen keinerlei Widerstand
entgegensetzten. Diese Truppen wurden von den USA ausgebildet, um die Green
Zone zu bewachen, in der sich auch Regierungsgebäude, andere Botschaften
und die Villen der irakischen Oberschicht befinden.

Der Vorfall zeigt einmal mehr, was für eine wichtige Rolle schiitische
Milizen in der irakischen Regierung und ihren Sicherheitskräften spielen.
Viele dieser Milizen, die in den Volksmobilmachungskräften
zusammengeschlossen sind, sind aus dem Kampf gegen die US-Truppen
hervorgegangen, als die USA den Irak 2003 völkerrechtswidrig überfallen
hatten. Diese Rolle wurde bereits im Jahr 2014 deutlich: Als der IS fast
ein Drittel des Irak erobern konnte und die von den USA ausgebildeten
Sicherheitskräfte jämmerlich versagten, kam der entscheidende Widerstand
gerade von diesen, später als PMF zusammengefassten Milizen.

An den Protesten vor der Botschaft nahm auch der nominelle Anführer der
PMF, Faleh al-Fayyadh, teil. Er ist auch nationaler Sicherheitsberater des
Landes. Weitere prominente Teilnehmer waren der ehemalige Verkehrsminister
Hadi al-Amiri, der auch Anführer der Badr-Brigaden ist, einer der größten
Milizen innerhalb der PMF, sowie führende Mitglieder jener
Parlamentsfraktionen, die Kontakte zu den schiitischen Milizen haben. Das
alles trug zur Entrüstung Trumps und seiner Regierung bei.

Der amerikanische Botschafter hatte sich zwar in den letzten Monaten noch
mit eben jenen Personen getroffen. Aber US-Außenminister Mike Pompeo
postete einen wütenden Tweet inklusive Foto, in dem er vier von ihnen als
"Terroristen" beschimpfte.

Alle führenden Persönlichkeiten der irakischen Regierung, darunter der
Präsident, der Ministerpräsident und der Parlamentsvorsitzende, haben die
US-Luftangriffe als Verletzung der irakischen Souveränität verurteilt.
Ministerpräsident Abdul Mahdi bezeichnete die Angriffe als "inakzeptablen
bösartigen Angriff" auf eine Miliz, die als Teil der irakischen
Streitkräfte gilt, und warnte vor "gefährlichen Konsequenzen". Er führt
selbst nur eine Übergangsregierung an, seitdem er angesichts der
Massenproteste gegen Arbeitslosigkeit, soziale Ungleichheit und
Regierungskorruption letzten Oktober zurücktreten musste. Mahdi erklärte
auch, er sei erst kurz vor Beginn der Angriffe von US-Verteidigungsminister
Esper darüber informiert worden und habe ihn erfolglos aufgefordert, diese
abzubrechen.

Präsident Barham Salih verurteilte den US-Angriff ebenfalls und schilderte
eine ähnliche Unterhaltung mit einem US-Diplomaten.

Trump hatte Abdul Mahdi und Salih am Mittwoch via Twitter für ihre
"schnelle Reaktion" auf Washingtons Forderung nach Sicherheit für die
Botschaft gedankt. Die von den USA ausgebildete irakische
Antiterroreinheit, die zum Schutz der Green Zone aufgestellt wurde,
erklärte jedoch in einer eindeutigen Stellungnahme an die Medien, sie habe
keinen Befehl zum Schutz "irgendeiner Einrichtung" erhalten.

Die Demonstranten verließen die Green Zone nachdem ihnen die Milizenführer
erklärt hatten, sie hätten ihr Ziel erreicht, und das Parlament werde ein
Gesetz einbringen, das die Ausweisung aller US-Truppen aus dem Land
vorsieht. Bei ihrem Auszug riefen sie: "Hurra, wir haben sie geschlagen!"

In der Vergangenheit wurden bereits ähnliche Vorschläge erfolglos
eingebracht, doch die derzeitige Krise könnte die Zustimmung zu einer
solchen Maßnahme erleichtert haben. Die Vorsitzenden mehrerer Blöcke der
irakischen Legislative haben angedeutet, sie könnten ein Ende der 
US-Militärpräsenz befürworten.

Laut Zahlen des Pentagon befinden sich noch etwa 5.000 US-Militärangehörige
im Irak. Dazu kommt eine unbekannte - aber zweifellos noch höhere - Zahl an
zivilen Söldnern. Ihre Präsenz im Land wird mit dem "Krieg gegen den IS"
gerechtfertigt, in dem die USA eine verheerende Rolle spielten. Mossul,
zuvor die zweitgrößte Stadt des Irak, und mehrere urbane Zentren der
Provinz Anbar, wurden in Schutt und Asche gelegt, Zehntausende wurden
getötet.

Nach der Niederlage des IS erklärte Trump Anfang letzten Jahres, Washington
habe "ein Vermögen für den Aufbau dieser unglaublichen Basis" im Irak
ausgegeben. Die USA müssten sie behalten, um "den Iran zu beobachten". Der
irakische Präsident hatte damals diese Äußerung rasch zurückgewiesen und
erklärt, die irakische Verfassung erlaube es nicht, "dass unser
Staatsgebiet genutzt wird, um gegen unsere Nachbarn vorzugehen". Weiter
erklärte er, Bagdad wolle kein "Teil irgendeiner Achse sein".

Auch wenn das irakische Parlament für ein Gesetz stimmen sollte, das ein
Ende der US-Militärpräsenz im Land bedeuten würde, ist noch keineswegs
klar, dass Washington seine Truppen auch tatsächlich zurückziehen wird.
Eine Fortsetzung der amerikanischen Besatzung, die mit einem grundlosen und
verbrecherischen Einmarsch begann, wäre ein neues Stadium in einem langen
Krieg, der die irakische Gesellschaft verwüstet hat.

Während die Vereinigten Staaten sich jetzt als Opfer von Raketenangriffen
und eines Überfalls auf ihre Botschaft inszenieren, sind die Konflikte und
Spannungen, die den Nahen Osten weiterhin erschüttern, das Ergebnis ihrer
eigenen, jahrzehntelangen militärischen Aggressionen und vernichtenden
Wirtschaftssanktionen. Sie haben den Irak, den Iran und Syrien mehr als
eine Million Todesopfer gekostet.

Ein entscheidender Wendepunkt war letztes Jahr die Entscheidung der 
Trump-Regierung, sich aus dem Atomabkommen zurückzuziehen, das Teheran und die
großen Weltmächte 2015 ausgehandelt hatten. Darauf folgte eine Kampagne des
"maximalen Drucks", um die iranischen Ölexporte vollständig zu blockieren
und die iranische Bevölkerung in den Hunger zu treiben, damit sie einen
Regimewechsel und die Einsetzung einer US-genehmen Marionettenregierung
akzeptieren sollte.

Die Rücksichtslosigkeit und Kriminalität, die Washingtons Vorgehen gegen
den Iran ausmachen, sind kein Zeichen der Stärke, sondern Ausdruck der
tiefen sozialen Spannungen, der wirtschaftlichen Instabilität und der
politischen Krise des amerikanischen Kapitalismus. Die herrschende Elite
versucht, die Krise in Form einer Explosion militärischer Gewalt nach außen
abzulenken.

Ein Krieg gegen den Iran würde das schreckliche Blutbad des Irakkriegs 2003
weit in den Schatten stellen. Die ganze Region wäre davon betroffen, und
auch die mächtigen Rivalen des US-Imperialismus - Russland und China -
würden gewiss nicht tatenlos zusehen. Die gesamte Menschheit wäre direkt
mit der Gefahr eines atomaren Dritten Weltkriegs konfrontiert.


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/09/02/wahl-s02.html
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AUSLAND/9275: Aus aller Welt - 05.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Spaniens Regierungschef in erster Wahlrunde gescheitert

Der Kandidat der Sozialisten für das Amt des spanischen
Ministerpräsidenten hat nach Informationen der Deutschen
Presse-Agentur am Sonntag im ersten Wahlgang die erforderliche
absolute Mehrheit verfehlt. Der geschäftsführende Ministerpräsident
Pedro Sanchez erhält am Dienstag eine zweite Chance, zusammen mit der
linksalternativen Unidas Podemos-Partei (UP) die erste
Regierungskoalition in der Geschichte der spanischen Demokratie zu
bilden. Im zweiten Wahlgang ist nur eine einfache Mehrheit
erforderlich.
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JUSTIZ/9275: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Berliner Polizei beschlagnahmt Drogen und Bargeld

Ein halbes Kilogramm Marihuana und rund 13.000 Euro Bargeld hat die
Berliner Polizei bei einer Wohnungsdurchsuchung im Stadtteil
Kreuzberg gefunden. Gegen den 23jährigen Wohnungsmieter wurde auf
Antrag der Staatsanwaltschaft Haftbefehl erlassen. Laut einer
Polizeimitteilung hatte ein Zeuge einen starken Cannabisgeruch in dem
Haus wahrgenommen und die Beamten zu der Wohnung geführt.
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MILITÄR/9272: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Irak-Krise: Bundeswehr-Tornados fliegen weiter

Trotz der angespannten Situation im Irak werden die Tornado-Jets der
Bundesluftwaffe ihre Aufklärungsflüge in der Region fortsetzen. An
dem Einsatz im Rahmen des internationalen Kampfes gegen die IS-Miliz
werde sich nichts ändern, teilte ein Sprecher des
Verteidigungsministeriums in Berlin mit. Die Ausbildung von
irakischen und kurdischen Sicherheitskräften durch
Bundeswehrangehörige in der Nähe von Bagdad beziehungsweise im
Nordirak ist allerdings seit Freitag ausgesetzt.
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POLITIK/9274: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Unionspolitiker gegen neue Grundbesitzsteuer

In der von der SPD angestoßenen Debatte über eine neue Steuer auf
Grundbesitz hat der für Bau und Wohnen zuständige Unionsfraktionsvize
Ulrich Lange vorgeschlagen, die Förderung von Wohnraum zu verbessern.
Die Belastungen für diejenigen zu erhöhen, die Wohnraum zur Verfügung
stellen, halte er für widersinnig, sagte der CSU-Politiker nach
Informationen der Nachrichtenagentur AFP. Angesichts der gestiegenen
Preise für Grundstücke hatte der neue SPD-Vorsitzende Norbert
Walter-Borjans eine neue Steuer für Grundbesitzer angeregt.
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SONSTIGES/9272: Tragisches und Kurioses - 05.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Schwerer Verkehrsunfall mit sechs Toten in Südtirol

Ein betrunkener Sportwagenfahrer ist in der Nähe von Luttach im
Nordosten Südtirols in eine deutsche Reisegruppe gefahren und hat
dabei sechs Touristen getötet. Elf weitere Personen wurden verletzt,
vier von ihnen schwer, berichtete die Deutsche Welle. Nach bisherigen
Kenntnissen sollen alle Opfer aus Deutschland kommen. Der 28 Jahre
alte Autofahrer wurde festgenommen und in eine psychiatrische Anstalt
gebracht. Bei ihm wurde ein Blutalkoholpegel von 1,97 Promille
festgestellt - erlaubt sind 0,5 Promille.
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WISSENSCHAFT/8357: Aus Forschung und Technik - 05.01.2020 (SB)




MELDUNGEN



Startplattform Sea Launch wird reaktiviert

Vier Jahre nach dem Kauf des kommerziellen Raumfahrtunternehmens Sea
Launch durch die russische S7 Group soll die schwimmende
Raketenstartplattform in diesem Jahr von Long Beach in Kalifornien in
einen russischen Hafen im Fernen Osten verlegt wird. Wie ein Sprecher
der Raumfahrtbehörde Roskosmos der Nachrichtenagentur Tass mitteilte,
erörtern Experten derzeit mit S7 Space, einem Tochterunternehmen der
S7 Group, die technischen Anforderungen für den Start einer
Trägerrakete von der Sea-Launch-Plattform. Roskosmos-Chef Dimitri
Rogosin hatte bereits angekündigt, daß die Raumfahrtbehörde zusammen
mit der S7 Group einen mehrfach einsetzbaren Nutzlastträger auf Basis
einer Sojus-5-Trägerrakete entwickeln werde.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8371: Aus aller Welt - 05.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Irakisches Parlament fordert Abzug ausländischer Truppen

Das Parlament in Bagdad hat eine Resolution verabschiedet, in der die
Beendigung aller ausländischen Militäreinsätze im Irak gefordert
wird. Den Antrag dazu hatte Ministerpräsident Mahdi gestellt. Er
reagierte damit auf die gezielte Tötung des iranischen Generals
Soleimani und eines Milizenführers durch US-Militärs am Freitag in
der Nähe der irakischen Hauptstadt. Mahdi sprach von einem
politischen Attentat. Im Zusammenhang mit der Bekämpfung der Miliz
Islamischer Staat sind im Irak unter anderem rund 5000 US-Soldaten
stationiert. Die irakischen Abgeordneten fordern ihre Regierung auf,
die Bitte an Washington um Beistand zurückzuziehen.
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GESUNDHEIT/8326: Medizin und Gesundheitswesen - 05.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Immer mehr Demenzpatienten in deutschen Krankenhäusern

Schon länger hatten Experten die Folgen der alternden Gesellschaft in
Deutschland angekündigt. Jetzt holt die Wirklichkeit diese Prognosen
ein. So wurden 2016 in Deutschland laut Deutschem Ärzteblatt 8,56
Millionen Patienten über 65 Jahren stationär behandelt. Das
entspricht einem Anteil von 44,7 Prozent aller Behandelten. In der
Folge nimmt die Zahl der Patienten mit Demenz in den Krankenhäusern
stetig zu. Nicht selten wird das Vorliegen einer Demenzerkrankung
sogar erst während des Klinikaufenthaltes festgestellt, wenn
Patienten mit Knochenbrüchen oder Lungenentzündungen ins Krankenhaus
kommen. So zeigte eine Studie zu Krankenhäusern in Bayern und
Baden-Württemberg, daß 40 Prozent der über 65 Jahre alten Patienten
kognitive Beeinträchtigungen aufwiesen, mehr als 18 Prozent waren
sogar an Demenz erkrankt. Dem müssen die Kliniken Rechnung tragen,
fordert die Deutsche Alzheimer Gesellschaft. Obgleich ein Studie der
Hans-Böckler-Stiftung ergab, daß 82 Prozent der Pflegekräfte in
Akutkrankenhäusern immer häufiger mit demenzkranken Patienten zu tun
haben, fühlten sich nur 30 Prozent auch ausreichend qualifiziert.
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JUSTIZ/8359: Kriminalität und Rechtsprechung - 05.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Morddrohungen gegen Bischof Bedford-Strohm

Der Ratsvorsitzende der Evangelischen Kirche (EKD), Heinrich
Bedford-Strohm, hat nach eigenen Angaben gegenüber der Augsburger
Allgemeinen vor allem im Zusammenhang mit seinem Engagement in der
Seenotrettung von Flüchtlingen recht konkrete Drohungen erhalten, die
er jedoch nicht sehr ernst nimmt. Anders Bundesaußenminister Heiko
Maas, der sich über Twitter mit den Worten meldete, es sei einfach
unerträglich, wenn Mitmenschlichkeit und Barmherzigkeit zu
Morddrohungen führten. Der Grünen-Politiker Cem Özdemir schrieb bei
dem Kurznachrichtendienst, Rechtsradikale entlarvten sich selbst am
besten. Sie gäben vor, das christliche Abendland zu verteidigen und
drohten dem Bischof mit Mord? Dümmer gehe es nicht. Das von der
Kirche initiierte Aktionsbündnis United4Rescue will ein Schiff
erwerben, welches zur Rettung von Bootsflüchtlingen im Mittelmeer
möglichst bereits im kommenden Frühjahr eingesetzt werden soll.
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KULTUR/8281: Sprache, Kunst und Medium - 05.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Heilige drei Könige werden vom Jesuskind ferngehalten

Vor dem morgigen Dreikönigstag, der vor allem in den mehrheitlich
katholischen Bundesländern gefeiert wird, hat ein Künstlerkollektiv in
Berlin und weiteren Gemeinden aus Protest gegen die deutsche
Flüchtlingspolitik aus Weihnachtskrippen jeweils zwei der drei
orientalischen Könige entführt.

Damit wolle man auf die "humanitäre Notlage in den Flüchtlingslagern
an Europas Außengrenzen" und die "menschenunwürdige" Unterbringung in
deutschen Ankerzentren hinweisen, erklärte laut Radio Berlin
Brandenburg (rbb) die Gruppe "Ausgegrenzt". Folgt man der Logik der
EU-Abschottungspolitik, hätten die Heiligen aus dem Morgenland das
"Flüchtlingskind" Jesus in Nazareth nicht begrüßen können.

Es soll sich um einen symbolischen Akt handeln und den Krippenfiguren
nichts passieren. Sie würden sorgsam verwahrt und demnächst
zurückgegeben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8348: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 05.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Bundeswehr soll im Irak bleiben

Im Irak sind zur Zeit rund 130 Bundeswehrsoldaten stationiert. Die
Bundesregierung will das Kontingent um 60 aufstocken. Auch angesichts
der drohenden militärischen Eskalation in der Region wird
Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer die deutschen Soldaten
nicht zurückholen. Nach Beratungen innerhalb der Regierung sagte die
Ministerin, der Irak dürfe nicht im Chaos versinken. Man dürfe im
Kampf gegen den IS nicht nachlassen. Der Generalinspekteur soll in
ständiger Abstimmung mit dem Einsatzführungskommando der Bundeswehr
die Sicherheitslage im Irak überwachen und den größtmöglichen Schutz
von Bundeswehrsoldaten sicherstellen. Die Situation im Irak ist nach
der gezielten Tötung des iranischen Generals Soleimani durch
US-Militär am vergangenen Freitag kritisch geworden. Washington und
Teheran verkünden ihre Bereitschaft zur Eskalation. Das irakische
Parlament fordert den Abzug aller ausländischen Soldaten. Die
Bundesregierung betonte, die Handlungsweise der Vereinigten Staaten
sei in der nationalen Verantwortung Washingtons erfolgt und sei nicht
Teil der internationalen Koalition gegen den sogenannten Islamischen
Staat gewesen. Bundeswehr und NATO haben unterdessen die Ausbildung
irakischer Soldaten ausgesetzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8362: Aus Parlament und Gesellschaft - 05.01.2020 (SB)




VOM TAGE



CSU will Strafunmündigkeit von Kindern aufheben

Die CSU-Landesgruppe wird sich bei ihrer Klausurtagung im
oberbayerischen Kloster Seeon am Montag unter anderem über den
Vorschlag beraten, die generelle Strafunmündigkeit von Kindern in
Frage zu stellen. Wie verschiedene Medien am Wochenende meldeten,
soll laut Beschlußpapier der Landesgruppe bei schweren
Gewaltverbrechen von Kindern und Jugendlichen allein die
Einsichtsfähigkeit des Täters und die Schwere der Tat entscheidend
für deren Bestrafung sein. Nach geltendem Recht sind Kinder und
Jugendliche unter 14 Jahren generell strafunmündig. Die
Christsozialen wollen zudem gegenüber Heranwachsenden im Alter von 18
bis 21 Jahren regelmäßig das Erwachsenenstrafrecht zur Anwendung
bringen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8331: Tragisches und Kurioses - 05.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Anonymer Spender füttert Kirchenkollekte mit 1000-DM-Schein

Nach dem Schmücken des Weihnachtsbaums und einem Familiengottesdienst
am vierten Advent fanden Gemeindemitglieder der evangelischen
Christuskirche in Celle beim Auswerten der Kollekte einen
möglicherweise vergessenen alten 1000-DM-Schein.

Wie NDR 1 Niedersachsen berichtete, ist Pastor Heger davon überzeugt,
daß der Spender bewußt den Opferstock gewählt hatte, der für die
Kinder- und Jugendarbeit gedacht ist. Seit zehn Jahren wird in dem
Bereich eine Arbeitsstelle allein aus Spenden finanziert.

Beim Umtausch des seit 18 Jahren nicht mehr gültigen Zahlungsmittels
erhielt die Gemeinde für den Tausender 511,29 Euro.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8360: Arbeit, Soziales und Familie - 05.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Bauernprotest vor Kloster Seeon am Montag

Am Montag werden am oberbayerischen Kloster Seeon Tausende
Demonstranten aus der Landwirtschaft erwartet. Zu der
Protestkundgebung mit mehr als 2000 Treckern anläßlich der
Klausurtagung der CSU-Landesgruppe hat die Initiative "Land schafft
Verbindung" aufgerufen. Die Landwirte protestieren erneut gegen die
im laufenden Jahr in Kraft tretende Verschärfung der Düngeverordnung.
Außerdem treten die Bauern für ein besseres Ansehen ihres
Berufsstandes ein und fordern mehr Mitsprache in der Agrarpolitik.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8337: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 05.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Buschbrände wüten immer schlimmer

Die Verheerungen durch die Buschfeuer in Australien werden immer
schlimmer. Nicht wenige Experten halten die Feuer für unlöschbar und
die Ankündigung von Premierminister Scott Morrision, 3000 Reservisten
der australischen Streitkräfte zu mobilisieren, für einen Akt der
Verzweiflung. Außerdem sollen umgerechnet rund 12,45 Millionen Euro
zur Verfügung gestellt werden, um zusätzlich vier Löschflugzeuge zu
leasen. Wer aber denkt, daß Australien angesichts der Brände für mehr
Klimaschutz eintritt, sieht sich getäuscht. Laut dpa gilt Morrison
als Kohle-Förderer und sieht die Brände als Naturkatastrophe. Daher
lehnt er es auch ab, seine Klimapolitik zu ändern. Und nicht nur das:
Er war während der Krise nach Hawaii gefahren und hatte seinen Urlaub
erst abgebrochen, als die Feuer sich zur Katastrophe entwickelten.
Inzwischen sind mehr als fünf Millionen Hektar Land den Flammen zum
Opfer gefallen. Das entspricht ungefähr der anderthalbfachen Fläche
Belgiens. Und die Lage bei Temperaturen von bis zu 46 Grad droht sich
weiter zuzuspitzen. Unwetter werden erwarten, und Blitze könnten neue
Feuer entfachen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8348: Märkte und Finanzen - 05.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Tesla will 500.000 Fahrzeuge in Brandenburg produzieren

Der kalifornische Elektroautobauer Tesla will in der geplanten Fabrik
im brandenburgischen Grünheide bei Berlin jährlich rund 500.000
Fahrzeuge der Typen Model 3 und Y sowie künftige Modelle produzieren.
Das geht aus der Bekanntmachung des Landesamts für Umwelt im
Amtsblatt für Brandenburg hervor. Die Fertigung soll Mitte 2021
anlaufen. Die Bauarbeiten für die Fabrik könnten im ersten Halbjahr
2020 starten. Den Vertrag über den Erwerb der für die Fabrik
erforderlichen Flächen vom Land Brandenburg hat der Tesla-Vorstand
noch nicht unterzeichnet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8360: Aus Forschung und Technik - 05.01.2020 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Bahn plant Ausbau des WLAN-Angebotes

Während in anderen Ländern kostenloses WLAN selbstverständlich ist,
hinkt Deutschland auch hier hinterher. Das soll sich ändern. So will
die Deutsche Bahn im Laufe des Jahres 2020 ihr WLAN-Angebot für
Reisende deutlich verbessern. Dafür wird ein zusammenhängendes
Netzwerk aufgebaut, so daß dpa zufolge ein einheitliches WLAN-Netz in
Zügen und an Bahnhöfen entstehen und so ein unterbrechungsfreies
Surfen und Telefonieren möglich sein soll. Für dieses Projekt und der
weiteren Digitalisierung des Bahnbetriebes will der bundeseigene
Konzern in den kommenden vier Jahren rund zwei Milliarden Euro
investieren.
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1949: Bundesregierung muss gegen US-Kriegspolitik aktiv werden

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 5. Januar 2020

Bundesregierung muss gegen US-Kriegspolitik aktiv werden



"Angesichts der neuerlichen US-Angriffe im Irak ist die Passivität und
Kritiklosigkeit der deutschen Außenpolitik gegenüber der US-Kriegspolitik
mehr als beschämend. Während US-Außenminister Pompeo in orwellscher Manier
von Deeskalation spricht, verüben US-Militärs im Irak den nächsten
Terrorangriff. Dieser verheerenden Kriegspolitik von US-Präsident Donald
Trump muss die Bundesregierung die Gefolgschaft verweigern", erklärt Sevim
Dagdelen, Mitglied des Auswärtigen Ausschusses und Außenexpertin der
Fraktion DIE LINKE, angesichts der neuerlichen US-Angriffe auf schiitische
Milizen im Irak. Dagdelen weiter:

"Die Bundesregierung muss ihre Verantwortung im UN-Sicherheitsrat
wahrnehmen und angesichts der Aggression der USA eine Sondersitzung in New
York beantragen. Es ist verheerend, dass der Eindruck entsteht, die
Bundesregierung wolle sich wegducken und die Lage aussitzen. Durch diese
Haltung werden auch die deutschen Soldaten im Irak massiv gefährdet. Alles
andere als ein Abzug der Bundeswehr ist in hohem Maße unverantwortlich. Es
ist entlarvend, dass Verteidigungsministerin Kramp-Karrenbauer meint, sich
nahezu jede Woche durch Vorschläge für neue Auslandeseinsätze profilieren
zu müssen, aber nicht bereit ist, die Verantwortung für die Sicherheit der
Soldaten im Irak wahrzunehmen. Die Bundesregierung muss den Bundestag und
die Öffentlichkeit über ihre Erkenntnisse zu dem Angriff auf die 
US-Irakische Militärbasis K1 im Irak informieren, denn dieser Angriff diente
den USA als Legitimation für das Losschlagen gegen die Milizen im Irak.
Hier gibt es zahlreiche offene Fragen über die tatsächliche Urheberschaft.
Auch hier muss die Bundesregierung bei den Vereinten
 Nationen Verantwortung übernehmen und auf eine Aufklärung unter 
UN-Aufsicht dringen. Wer jetzt nicht handelt und meint, sich an die Seite von
Donald Trump und seiner Völkerrechtsbrüche stellen zu müssen, leistet einer
weiteren Eskalation und einem Krieg gegen den Iran Vorschub."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 5. Januar 2020

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Januar 2020 
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INFOPOOL / PARLAMENT / FAKTEN





PRESSEKONFERENZ/1973: Regierungspressekonferenz vom 3. Januar 2020 (BPA)

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Freitag, 3. Januar 2020

Regierungspressekonferenz vom 3. Januar 2020

Themen: Raketenangriff der USA in Bagdad, Termine der
Bundeskanzlerin (Empfang der Sternsinger, Kabinettssitzung, Neujahrsempfang
des Bundespräsidenten), Rüstungsexporte in lateinamerikanische Länder,
Äußerungen des russischen Präsidenten zum Zweiten Weltkrieg, Schweinepest,
Interviewäußerungen der SPD-Vorsitzenden Esken zu den Vorfällen in Leipzig,
Arbeitsverhältnis estnischer Journalisten mit der Nachrichtenagentur
Rossija Sewodnija, Pressekonferenz des Deutschen Städte- und Gemeindebundes
(Rückblick auf 2019/Ausblick auf 2020), Zustimmung des türkischen
Parlaments zur Entsendung von Soldaten nach Libyen, Medienberichte über
eine Reduzierung der Investitionen des Bundes in den Schienenausbau,
Transport von an Ebola erkrankten Helfern und Ärzten aus Afrika nach
Deutschland, Teilnahme von Günther Krause am RTL-Dschungelcamp


Sprecher: SRS'in Demmer, Burger (AA), Kushnerovich (BMI), Einhorn
(BMWi), Routsi (BMVg), Frischemeyer (BMEL), Kolberg (BMF), Thomas (BMVI),
Gülde (BMG)



Vorsitzender Mayntz eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRS'in Demmer
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Meine Frage geht an Frau Demmer oder auch an das Auswärtige Amt. Die
USA rufen ihre Bürger zur sofortigen Ausreise aus dem Irak auf. Tut die
Bundesregierung Ähnliches?

SRS'in Demmer: Vielleicht kann ich Folgendes vorwegschicken: Das
amerikanische Vorgehen ist eine Reaktion auf eine ganze Reihe von
militärischen Provokationen, für die der Iran Verantwortung trägt. Ich
erinnere hier an die Angriffe auf die Tanker in der Straße von Hormus und
auf die saudischen Ölanalagen. Wir haben die Angriffe auf die
Koalitionstruppen im Irak und die jüngsten Angriffe auf die US-Botschaft
verurteilt.

Auch wir sehen die regionalen Aktivitäten des Irans mit großer Besorgnis.
Wir sind an einem gefährlichen Eskalationspunkt. Es kommt jetzt darauf an,
mit Besonnenheit und Zurückhaltung zu einer Deeskalation beizutragen. Die
regionalen Konflikte sind nur auf diplomatischem Weg zu lösen. Wir stehen
hierzu im Austausch mit unseren Verbündeten.

Zusatzfrage: Meine Frage betraf die deutschen Staatsbürger.

Burger: Dazu kann ich Ihnen sagen, dass für den Irak ohnehin schon eine
Reisewarnung gilt, und zwar schon seit geraumer Zeit. Natürlich sind wir in
engem Kontakt mit unseren Auslandsvertretungen vor Ort und unseren Partnern
ständig dabei, unser Verständnis der Lage zu überprüfen, und aktualisieren
auch unsere Reise- und Sicherheitshinweise, in diesem Fall die
Reisewarnung, laufend.

Frage: Frau Demmer, es handelt sich unter anderem um die gezielte Tötung
eines ranghohen Generals des Irans. Ich vermisse irgendeine Art von Kritik
an dieser gezielten Tötung. Heißt das, dass Sie das amerikanische Vorgehen
unterstützen?

SRS'in Demmer: Ich kann nur noch einmal wiederholen, dass wir angesichts
der jüngsten Entwicklungen Sorge vor einer Eskalation haben. Deswegen kommt
es jetzt darauf an, mit Besonnenheit und Zurückhaltung zu einer
Deeskalation beizutragen.

Zusatzfrage: Meine nächste Frage bezieht sich auf die Situation der
Bundeswehrsoldaten im Irak. Herr Burger, Frau Routsi, was passiert in einer
solchen Eskalationsphase? Sind Sie noch in einem Zeitraum der Überprüfung,
oder gibt es in der Tat schon Bewegungen, die Soldaten entweder unter 
Nato-Kommando zu stellen oder gar abzuziehen oder die Ausbildung auszusetzen?

Routsi: Wir überprüfen und analysieren die Bedrohungssituation natürlich
permanent und ziehen daraus unsere Schlüsse. Wir sind im Moment mit 130
Soldatinnen und Soldaten vor Ort, und zwar auf Einladung der irakischen
Regierung. Wir werden eine Einschränkung haben, nämlich keine Bewegung
außerhalb militärischer Liegenschaften im Bereich Tadschi und Bagdad.

Wir führen unsere Ausbildung dennoch weiter fort. In Tadschi ist die letzte
Ausbildung Mitte Dezember beendet worden. Dort bereiten sich die Frauen und
Männer auf den nächsten Turn, so möchte ich es einmal nennen, vor. In Erbil
führen wir aktuell drei Lehrgänge durch.

Die Sicherheit unserer Soldatinnen und Soldaten hat für uns natürlich
absolut oberste Priorität. Wir werden das auch weiterhin sehr genau
beobachten.

Burger: Ich möchte das vielleicht noch um den Hinweis ergänzen, dass es
sich bei der Aktion nicht um eine Aktion der Anti-IS-Koalition gehandelt
hat. Das ist vielleicht selbstverständlich, aber ich will es an dieser
Stelle trotzdem noch einmal sagen.

Wie Frau Demmer angeführt hat, haben wir in den letzten Wochen auch immer
wieder zum Ausdruck gebracht, dass wir die Kritik der USA an der
destruktiven Rolle des Irans in der Region teilen. Wir haben über den
Schiffsverkehr im Golf gesprochen. In der vergangenen Woche mussten wir
auch mehrfach deutlich zu den Angriffen gegen Koalitionstruppen im Irak
Stellung nehmen und haben auch die Angriffe gegen die amerikanische
Botschaft in Bagdad scharf verurteilt.

Gleichzeitig hat sich natürlich - auch das haben Sie in den vergangenen
Monaten mitbekommen - unser Umgang mit dem Iran von dem der USA
unterschieden. Wir haben uns seit dem Ausstieg der USA aus dem JCPOA nicht
der US-Politik des maximalen Drucks angeschlossen, sondern uns weiterhin um
den Erhalt des JCPOA und um eine Deeskalation des Konflikts bemüht.

Insofern haben wir angesichts der jüngsten Entwicklungen natürlich große
Sorgen, dass eine weitere Eskalation für die Region gefährliche
Konsequenzen haben könnte. Insbesondere muss vermieden werden, dass der
Irak weiter in den Konflikt hineingezogen und destabilisiert wird. Alle
müssen auch ein Interesse daran haben, dass der Kampf gegen den IS
erfolgreich fortgesetzt werden kann. Dazu und auch zu der Frage, wie eine
weitere Eskalation vermieden werden kann, stehen wir auch heute in engem
Kontakt mit den USA.

Frage: Die USA haben, so meine ich, das Sicherheitsabkommen zwischen Bagdad
und Washington verletzt. Sie haben zwei Offiziere, zwei Militärangehörige
aus zwei Ländern, gezielt getötet.

Welche Stellung nehmen Sie zu diesen beiden Schritten? Meinen Sie, dass der
Iran ein Anrecht auf Verteidigung hat, oder nicht?

Burger: Wir, Frau Demmer für die Bundesregierung und auch ich, haben zu
unserer Bewertung der Vorgänge ja gerade Stellung genommen.

Frage: Sie haben es bisher vermieden, diesen Angriff irgendwie zu
charakterisieren oder zu bewerten. Ich wüsste von Ihnen gern, ob das aus
Ihrer Sicht eine gezielte Tötung war und ob das aus Ihrer Sicht zur
Deeskalation beiträgt, die Sie jetzt anmahnen, oder ob das eine destruktive
Aktion - so haben Sie von den iranischen Handlungen gesprochen - war.

Burger: Ich will das jetzt nicht weiter qualifizieren. Ich habe
dargestellt, wie wir die Lage in der Region grundsätzlich beurteilen und
welches unsere Befürchtungen sind. Wir haben auch dargestellt, dass diese
Aktion nicht aus dem luftleeren Raum kam, sondern dass es eine lange
Vorgeschichte gibt. Unser Bemühen gilt dem Versuch, deeskalierend auf die
Lage einzuwirken.

Zusatzfrage: Auch in den USA haben viele Politiker diesen Angriff als
destabilisierend und als mögliche Kriegserklärung an den Iran bezeichnet.
Wieso hält sich die Bundesregierung dahingehend so zurück?

SRS'in Demmer: Wir haben unsere Haltung hier ja klar zum Ausdruck gebracht.
Es gibt eine klare Vorgeschichte, und uns ist sehr an Deeskalation gelegen.
Insbesondere muss vermieden werden, dass der Irak weiter in den Konflikt
hineingezogen wird. Denn alle müssen ein Interesse daran haben, dass der
Kampf gegen den IS erfolgreich fortgesetzt wird.

Frage: Zunächst die einfache Frage an Herrn Burger: Nicht nur die USA,
sondern auch andere europäische Staaten, insbesondere die Niederlande,
haben alle ihre Bürger aufgefordert, den Irak umgehend zu verlassen. Wenn
ich Sie richtig verstanden habe, ergeht eine solche Aufforderung vonseiten
der Bundesregierung nicht. Das ist die einfache Frage.

Die Frage an Frau Demmer: Mir ist schon klar, dass wir jetzt eine Weile um
dieses sorgfältig ziselierte "wording" kreisen werden. Sie haben den
Begriff eines "gefährlichen Eskalationspunktes" benutzt. Was genau meinen
Sie damit? Meinen Sie damit den Angriff der vergangenen Nacht?

SRS'in Demmer: Ich kann nur noch einmal wiederholen - - -

Zusatz: Nein, ich wollte nur etwas zu dem Begriff des "gefährlichen
Eskalationspunktes" wissen, den Sie benutzt haben.

SRS'in Demmer: Ich glaube, der Begriff steht für sich.

Zusatz: Nein.

SRS'in Demmer: Hier geht es um etwas, das wir mit größter Besorgnis
betrachten, und wir stehen an einem gefährlichen Eskalationspunkt. Es kommt
eben gerade an diesem Punkt jetzt auf Deeskalation an.

Burger: Vielleicht noch einmal zur Funktionsweise unserer Reise- und
Sicherheitshinweise und in dem Fall eben unserer Reisewarnung: Wir
überprüfen laufend die Erkenntnislage, die uns vorliegt, und nehmen laufend
Bewertungen vor. Wenn sich aus diesen Bewertungen eine Veränderung unserer
Reise- und Sicherheitshinweise und etwa eine Verschärfung einer wie in
diesem Falle ohnehin schon bestehenden Reisewarnung ergibt, dann werden wir
das in unseren Reise- und Sicherheitshinweisen und in unserer für den Irak
ohnehin geltenden Reisewarnung umgehend veröffentlichen.

Insofern denke ich, dass es in diesem Fall nicht sinnvoll ist, eine
Momentaufnahme von heute, 11.39 Uhr, zu machen. Denn es kann sein, dass
sich die Erkenntnislage weiterentwickelt und dass die Reise- und
Sicherheitshinweise im Laufe des Tages angepasst werden. Manchmal werden
sie auch mehrfach am Tag angepasst.

Insofern würde ich allen, die es tatsächlich persönlich betrifft, gerade in
einer so dynamischen und volatilen Lage wie jetzt dazu raten, unsere Reise-
und Sicherheitshinweise im Auge zu behalten. Für den Irak gilt, wie gesagt,
ohnehin seit geraumer Zeit eine Reisewarnung. Dort halten sich sehr wenige
deutsche Staatsangehörige auf.

Zusatzfrage: Das war nicht meine Frage. Meine Frage ist, warum sich die
Haltung des Auswärtigen Amtes nicht nur von der der USA, sondern auch von
der anderer europäischer Staaten unterscheidet.

Burger: Meine Antwort darauf ist, dass es, denke ich, eine zu weitgehende
Interpretation ist, zu sagen, die Haltung der Bundesregierung unterscheide
sich. Die Bewertung wird, wie gesagt, laufend vorgenommen werden und kann
sich auch ändern. Deswegen ist es, denke ich, nicht sinnvoll, zu sagen:
"Zum Zeitpunkt x ist eine bestimmte Aussage getroffen oder nicht getroffen
worden", sondern es ist sinnvoll, laufend im Auge zu behalten, wie wir die
Lage bewerten und welche Maßnahmen wir empfehlen.

Für den Irak gilt, wie gesagt, ohnehin eine Reisewarnung, und dort halten
sich ohnehin sehr wenige Deutsche auf.

Frage: Herr Burger, in welcher Rolle sieht sich die Bundesregierung bei den
diplomatischen Schritten? Ist geplant, besondere diplomatische Schritte zu
unternehmen, um an der Deeskalation mitzuwirken? Gibt es eventuell auch
schon Überlegungen zu einer Sicherheitsratssitzung?

Burger: Wir stehen in Kontakt mit den amerikanischen Partnern und auch mit
unseren europäischen Partnern. Dabei geht es selbstverständlich überall um
die Frage, wie jetzt eine weitere Eskalation verhindert werden kann.

Zur Tagesordnung des Sicherheitsrates kann ich Ihnen nach jetzigem Stand
noch keine Informationen geben.

Zusatzfrage: Erachten Sie es als sinnvoll oder als notwendig, dass recht
bald eine Sicherheitsratssitzung einberufen wird?

Burger: Dazu habe ich jetzt keine konkreten Planungen zu verkünden.

Frage: Gibt es etwaige andere Formate, die zu einer Deeskalation beitragen
könnten? Jetzt sprechen ja die Waffen. Es ist nicht absehbar, dass dies
dazu führt, dass sich die Lage im Irak beruhigt und die beiden, die dort
eigentlich Krieg führen, nicht weiter über den Irak aufeinander losgehen.

Burger: Sie haben ja mitbekommen, dass wir in den letzten Monaten in einer
ganzen Reihe verschiedener Formate das Gespräch gesucht haben, auch mit
verschiedenen Staaten der Region. Es hat bilaterale Kontakte mit dem Iran
gegeben. Es hat Kontakte mit dem Iran im Format der E3 gegeben. Es hat
Gespräche mit dem Iran auch in den vom JCPOA vorgesehenen Kanälen gegeben,
in der Joint Commission und im Format der verbleibenden Teilnehmer am
JCPOA. Es hat auch eine ganze Reihe von Gesprächen auf verschiedenen Ebenen
mit den USA gegeben.

Insofern kann ich sagen: Ja, es gibt Kanäle, über die wir mit allen
Beteiligten in Kontakt stehen.

Frage: Was ich bisher höre und lerne, ist, dass Sie eigentlich überhaupt
nicht auf dieses Ereignis reagieren wollen, zumindest nicht in einer Art,
die Sie uns mitteilen können. Die Reisewarnung ist nicht verändert. Auf die
Lage der Bundeswehrsoldaten gibt es keine Auswirkungen. Man ist besorgt,
Frau Demmer - - -

Routsi: Das ist nicht richtig; dann haben wir uns missverstanden. Es gibt
eine Lageänderung für die Soldaten in Tadschi und in Bagdad. Sie dürfen
sich nicht außerhalb militärischer Liegenschaften bewegen. Das ist eine
Veränderung.

Burger: Entschuldigung, dass auch ich einhake! Ich habe versucht
darzustellen, dass es bezüglich der Reise- und Sicherheitshinweise wenig
Sinn macht, zu einem willkürlichen Zeitpunkt wie etwa der
Regierungspressekonferenz zu sagen, was der Stand ist. Wenn jetzt gerade
Gespräche stattfinden, die zu einer Veränderung der Lagebewertung führen,
dann kann es sein, dass die Reise- und Sicherheitshinweise in zehn Minuten
aktualisiert sein werden.

Deswegen bitte ich um Verständnis dafür, dass ich den Appell erneuere:
Jeder, der sich davon betroffen fühlt und für den das interessant ist,
sollte sich nicht auf eine Momentaufnahme beschränken, sondern die Reise-
und Sicherheitshinweise laufend konsultieren und im Auge behalten.

Zusatzfrage: Herr Burger, plant der Minister, im Laufe des Tages selbst auf
diese Eskalation zu reagieren?

Was den Sicherheitsrat angeht, so sind Sie in den letzten Monaten und
eigentlich bis in die letzten Tage nicht müde geworden, zu betonen, dass
Deutschland durch seine Präsenz im Sicherheitsrat Möglichkeiten habe, die
sich sonst auf diplomatischer Ebene nicht böten. Wenn es denn überhaupt
eine Lage gibt, um in Sachen Eskalation und internationaler Diplomatie den
Sicherheitsrat zu bemühen, dann ist es doch diese, so scheint mir, und ich
würde erwarten, dass Deutschland in dieser Hinsicht aktiv wird. Ich frage
noch einmal: Warum gibt es derartige Pläne nicht?

An das Innenministerium möchte ich die Frage richten, ob sich angesichts
der Ankündigungen hinsichtlich einer Vergeltung auch die Sicherheitslage in
Deutschland zuspitzt beziehungsweise ob Sie auf diese Ankündigung
reagieren.

Burger: Was die Aktivitäten des Außenministers angeht, so werden wir Sie
natürlich laufend unterrichten, wenn über Gespräche oder andere Aktivitäten
zu berichten ist.

Dasselbe gilt natürlich auch für Sitzungen des Sicherheitsrates. Ich habe
nur zum Ausdruck gebracht, dass ich zum jetzigen Zeitpunkt noch keine
Ankündigung zu machen habe. Aber wenn im Laufe des Tages oder im Laufe der
nächsten Tage Gespräche stattfinden, dann werden wir Sie darüber natürlich
unterrichten.

Kushnerovich: Für die Sicherheitslage in Deutschland ist das BKA zuständig.
Tatsächlich wird gerade eine neue Gefährdungseinschätzung erstellt, die,
sobald sie fertiggestellt sein wird, auch den Ländern übermittelt werden
wird. Ich bitte um Verständnis dafür, dass es sich um derart aktuelle
Ereignisse handelt, dass wir uns noch in der Arbeit befinden und ich keinen
aktuellen Stand geben kann.

Frage: Ich möchte auf meine Frage zu dem Angriff selbst zurückkommen. Sind
Sie der Meinung, dass es eine gezielte Tötung war, oder nicht? Wenn Sie
noch keine abschließende Bewertung haben, sprechen Sie sich für eine
unabhängige Untersuchung aus?

Auch im Iran gibt es deutsche Staatsbürger und Interessen. Gibt es
irgendwelche Lageänderungen für die deutschen Diplomaten beziehungsweise
Staatsbürger, die Sie uns jetzt mitteilen können?

Burger: Auch dafür gilt dasselbe: Wir bewerten im Gespräch mit unseren
Auslandsvertretungen und mit den Experten und Partnern, die uns dafür zur
Verfügung stehen, die Lage laufend. An einem Tag wie heute tun wir das
natürlich besonders intensiv.

Wenn sich daraus Schlussfolgerungen und Empfehlungen ergeben, die über das
hinausgehen, was wir bisher an Empfehlungen geben konnten, dann werden wir
das natürlich sofort auf den geeigneten Kanälen veröffentlichen.

Zusatz: Und zur ersten Frage?

Burger: Zur ersten Frage: Ich habe ja gesagt, dass ich hier keine weitere
Qualifikation in Ihrem Sinne vornehmen will. Ich habe gesagt, dass es keine
Operation der Koalition ist. Die Frage, wie diese Aktion zu erklären ist,
müssten Sie, denke ich, zunächst an die amerikanische Seite richten.

Frage: Meine Frage richtet sich vermutlich an das Wirtschaftsministerium.
Gibt es Empfehlungen oder Hilfsangebote der Bundesregierung für
Unternehmen, die im Irak oder mit dem Irak tätig oder im Austausch sind,
oder sind es mittlerweile so wenige, dass das keine Rolle mehr spielt?

Einhorn: Dazu kann ich Ihnen auch aktuell nichts berichten. Auch wir
beobachten natürlich die Lage. Falls es etwas dazu gibt, kann ich es gern
nachreichen. Aber mir ist jetzt nichts dazu bekannt.

Vorsitzender Mayntz: Darum bitten wir.

Frage: Herr Burger, gibt es aktuell auch mit dem Iran noch Gesprächskanäle,
und werden sie aktuell genutzt, oder hat sich das in der vergangenen Nacht
erst einmal erledigt?

Burger: Es gibt nach wie vor unsere Botschaft in Teheran. Es gibt auch eine
iranische Botschaft in Berlin. Wir haben bestehende diplomatische
Beziehungen und Gesprächskanäle zu Iran, wie ich das eben auch dargestellt
habe. Daran hat sich nichts geändert. Selbstverständlich werden
Gesprächskanäle da, wo es sinnvoll ist, auch genutzt.

Frage: Ich habe zu diesem Punkt eine Frage. Sie haben ja schon davon
gesprochen, dass Sie seit dem Angriff mit den Amerikanern im Kontakt sind.
Sind Sie seit dem Angriff auch mit Ihren iranischen Kollegen im Kontakt?

Burger: Falls es heute schon Kontakte gegeben hat, muss ich Ihnen das
nachreichen. Ich wüsste jetzt nicht über bestimmte einzelne Gespräche zu
berichten.

Frage: Kurze Lernfrage: Was ist eigentlich der Status der deutschen
Botschaft in Bagdad? Ist sie aktiv, ist sie noch besetzt? Hat sich dort
jetzt in Bezug auf die Diplomaten etwas geändert beziehungsweise eventuell -
 wie sagen die USA immer - in Bezug auf "dependence"?

Burger: "Dependence" im Sinne von Familienangehörigen gibt es an unserer
Vertretung in Bagdad nicht. Sie wissen, dass man dort seit vielen Jahren
unter ganz außergewöhnlichen Sicherheitsbedingungen arbeitet. Ich bitte
auch um Verständnis, dass wir über eventuelle Maßnahmen, was die Anpassung
der Sicherheitsbedingungen angeht, hier keine Auskunft geben. Aber unsere
Botschaft in Bagdad arbeitet bislang weiter.

Zusatzfrage: Das heißt, sie bleibt geöffnet. Gibt es auch weiterhin eine
konsularische Aktivität? Diese haben die USA ja zum Beispiel eingestellt.

Burger: Falls diesbezüglich Maßnahmen getroffen worden wären, müsste ich
Ihnen das nachreichen.

Frage: Ich habe auch eine Lernfrage. Sie sagten, es seien nur sehr wenige
Staatsbürger im Irak. Können Sie das präzisieren und eine Größenordnung
nennen?

Burger: Ich habe die Zahlen nicht dabei. Ich kann das aber sicherlich
nachreichen.

Frage: Auf die wiederholt gestellte Frage, ob es sich um eine gezielte
Tötung gehandelt hat oder nicht, haben Sie seitens der Bundesregierung
keine Bewertung abgegeben. Wie bewerten Sie die Medienberichterstattung,
die eindeutig darauf hindeutet, dass Präsident Trump direkt den Befehl zu
dieser Tötungsaktion erteilt hat?

Burger: Ich werde hier zur Medienberichterstattung keine Kommentierung
vornehmen.

Wir hatten noch einmal dargestellt, dass die jetzige Lage nicht erst seit
heute besteht, sondern dass es eine Vorgeschichte gibt, dass es in den
vergangenen Monaten eine ganze Reihe von Aktivitäten gegeben hat, die vom
Iran zu vertreten sind, die wir deutlich als destabilisierend kritisiert
haben.

Vielleicht kann ich an dieser Stelle auch noch darauf hinweisen, dass Herr
Soleimani auch vonseiten der Europäischen Union auf der Terrorliste
gelistet war. Wie gesagt, diese Aktion kommt nicht aus dem luftleeren Raum.
Dennoch ist es in der jetzigen Situation so, dass wir in Sorge sind, was
das Risiko einer weiteren Eskalation angeht, und wir deswegen mit unseren
Partnern darauf hinwirken, eine weitere Eskalation zu vermeiden.

Zusatzfrage: Sie haben zwischen den Aktionen differenziert, die eventuell
von der Koalition ausgehen, und dieser Aktion. Diese Differenzierung deutet
doch auf eine Tatsache hin. Können Sie bitte erläutern, was das für eine
Tatsache ist?

Burger: Die Tatsache ist, dass die Koalition im Irak einen Auftrag hat. Das
ist der Kampf gegen den IS.

Frage: Vielleicht habe ich es überhört oder nicht aufgepasst. Herr Burger,
die Aktion kommt nicht aus dem luftleeren Raum. War denn die
Bundesregierung - wer auch immer: AA, BMVg, Kanzleramt - vorab über diese
Aktion informiert?

Routsi: Mir ist dazu nichts bekannt.

Burger: Mir auch nicht.

SRS'in Demmer: Mir auch nicht.

Vorsitzender Mayntz: Wir hatten diesen Punkt vorgezogen und kommen nun zum
üblichen Freitagsausblick auf die Termine der Kanzlerin in der nächsten
Woche.

SRS'in Demmer: Am Dienstag, dem 7. Januar, empfängt die Bundeskanzlerin um
11 Uhr 108 Sternsinger aus allen 27 deutschen Diözesen im Bundeskanzleramt.
Das diesjährige Motto der Sternsinger-Aktion lautet: "Segen bringen, Segen
sein. Frieden! Im Libanon und weltweit".

Die Sternsinger bringen seit 1984 ihren Segen "Christus mansionem benedicat
- Christus segne dieses Haus" jedes Jahr auch ins Kanzleramt. Die
Bundeskanzlerin empfängt die Sternsinger nun zum 15. Mal.

Am Mittwoch tagt dann um 9.30 Uhr zum ersten Mal in diesem Jahr das
Kabinett unter der Leitung der Bundeskanzlerin.

Nach derzeitigem Stand wird die Bundeskanzlerin dann am Donnerstag, dem 9.
Januar, am Neujahrsempfang des Bundespräsidenten im Schloss Bellevue
teilnehmen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Wirtschaftsministerium zu
Rüstungsexporten. Wir haben in der letzten Woche diesbezüglich von Zahlen
erfahren, die einen neuen Rekord darstellen. Soweit ich weiß, wurde eine
Antwort auf eine parlamentarische Anfrage veröffentlicht, in der zehn
Hauptempfängerländer für Rüstungsexportgenehmigungen erwähnt wurden. Ich
wollte wissen, ob es auch Zahlen gibt, die Rüstungsexporte von Deutschland
nach Lateinamerika betreffen. Wenn ja, hat es diesbezüglich Veränderungen
gegeben? Hat sich im letzten Jahr mit den vielen sozialen Unruhen in
Lateinamerika etwas geändert, was Rüstungsexporte angeht? Ist vielleicht
ein Embargo in Sicht?

Einhorn: Was die Rüstungsexporte angeht, geben wir die aktuellen Zahlen
immer in unseren Rüstungsexportberichten bekannt, wo auch nachzulesen sein
wird, wie es mit Lieferungen in einzelne Länder und Regionen aussieht.

Für die Ausfuhren in lateinamerikanische Länder gilt, was auch für
Ausfuhren in alle anderen Länder gilt, dass dort nämlich im Einzelfall
entschieden wird, dass außen- und sicherheitspolitische Erwägungen immer
die zentrale Rolle spielen und dass wir uns jeden Fall einzeln anschauen
und dann die gesamte Bundesregierung gemeinsam entscheidet.

Zusatzfrage: Gibt es keine Möglichkeit, Zahlen in Bezug auf Lateinamerika
vor der Veröffentlichung dieses Jahresberichts zu bekommen?

Einhorn: Wir hatten neulich wieder eine Antwort auf eine parlamentarische
Anfrage, die von Ende Dezember stammt. Die können Sie einsehen, und dort
werden Sie eventuell Angaben zu diesen Ländern finden.

Zusatzfrage: Dort hatte ich bisher nur die zehn Länder gefunden, die die
meisten Verträge mit Deutschland abgeschlossen haben. Gibt es noch weitere
Angaben? Ich konnte sie in der letzten Woche nicht finden.

Einhorn: Die Antwort ist das, was Sie gefunden haben. Wenn Sie diese Länder
dort nicht finden, gehören sie zumindest nicht zu den zehn meist
belieferten. Alles andere geben wir dann, wie gesagt, regelmäßig in den
Rüstungsexportberichten bekannt.

Zusatzfrage: Wird das im März der Fall sein?

Einhorn: Der Bericht wird im Sommer veröffentlicht.

Frage: Frau Demmer, wie kommentiert die Bundesregierung die neuesten
überraschenden Äußerungen des russischen Präsidenten zum Zweiten Weltkrieg?
Er sagte, dass Polen kurz vor dem Zweiten Weltkrieg mit Hitler kollaboriert
hat und dass Polen für den Zweiten Weltkrieg mitverantwortlich ist. Er hat
auch den Molotow-Ribbentrop-Pakt relativiert.

SRS'in Demmer: Mir liegen die Äußerungen nicht vor, und deswegen möchte ich
sie von hier aus nicht kommentieren.

Zusatzfrage: Können Sie eine Antwort nachreichen? Ich glaube, dass sich der
deutsche Botschafter in Warschau auch schon zu diesem Thema geäußert hat.

SRS'in Demmer: Wir reichen das gegebenenfalls nach.

Frage: Ich habe eine Frage an das Landwirtschaftsministerium zum Thema
Schweinepest, die ja näher rückt. Es gibt jetzt schon Fälle, die 21
Kilometer von der Grenze entfernt sind. Können Sie noch einmal erläutern,
was das Ministerium schon tut, ob das die Lage verändert und ob Sie andere
Maßnahmen ergreifen?

Frischemeyer: Herzlichen Dank für die Frage. - Wir nehmen die Situation zur
ASP natürlich sehr ernst und bereiten uns auf diese ASP schon seit sehr
geraumer Zeit vor. Wir beobachten die Entwicklung in Polen seit geraumer
Zeit. Ich glaube, seit Jahren stellt ASP dort und auch in Belgien eine
Bedrohung dar.

Für uns steht die Prävention an erster Stelle. Um das kurz einzuordnen:
Wichtig ist, dass die größte Gefahr für die Einschleppung der Schweinepest
beim Menschen besteht, sprich durch die Übertragung des Virus über Schuhe,
Wandergruppen oder Jäger, die mit Blut in Kontakt getreten sind, oder über
Fleisch. Deswegen läuft von unserer Seite schon seit geraumer Zeit eine
große Präventionskampagne, die Personenkreise anspricht, die oft die Grenze
überqueren - Krankenschwestern, die Bundeswehr, Jäger - und die wir mit
Plakaten und Informationsbroschüren auf diese Gefahr aufmerksam machen.

Eine große Gefahr sind zum Beispiel auch Reisegruppen, die Wurst- oder
Fleischwaren an Rastplätzen wegschmeißen und die die Wildschweine auf
deutschem Gebiet dann fressen. Dieser Virus ist ziemlich resistent - das
hat mich auch gewundert -, und die Viren sind wohl auch über Wochen und
Monate in Gefrierfleisch übertragbar. Da die Wildschweine sehr schnell
entkräftet sind und sehr schnell versterben, wenn sie einmal infiziert
sind, nämlich innerhalb von 48 Stunden, ist das kranke wandernde
Wildschwein gar nicht so sehr die Gefahr, sondern eigentlich geht die
Gefahr, wie ich schon gesagt habe, vom Menschen aus, der das infizierte
Fleisch zum Beispiel über Reisegruppen einschleppt und dann hier nicht
ordentlich entsorgt.

Wir sind, wie gesagt, in diesen Grenzgebieten verstärkt dabei, die
Prävention und die Informationen zu verstärken. Grundsätzlich liegt der
Ball aber auch bei den Bundesländern. Ich weiß, dass Brandenburg zum
Beispiel die Jagd auf Schwarzwild, auf Wildschweine verstärkt hat, weil das
eine Maßnahme ist. Je weniger Schwarzwild man hat, desto geringer ist die
Gefahr, dass die Schweinepest ausbricht. Wir haben noch vor Weihnachten die
Jagd mit Nachtsichtgeräten ermöglicht. Das heißt, es gibt noch einmal eine
Erleichterung bei der Bejagung des Schwarzwildes.

Das sind die Maßnahmen, die jetzt getroffen wurden. Natürlich gibt es viele
Konsultationen und auch einen großen Austausch zwischen den polnischen und
den deutschen Behörden.

Zusatzfrage: Es gab die Vereinbarung, dass Risikozonen mit Polen definiert
wurden. Sind das die Maßnahmen, die darunter fallen, oder gibt es noch
konkretere Maßnahmen?

Frischemeyer: Wenn ein Wildschwein oder ein Kadaver auftaucht, der
infiziert ist, gibt es die Einrichtung von sogenannten Gefährdungszonen und
darum herum noch Pufferzonen. Das ist genau das, was Sie gesagt haben.
Diese sind eingerichtet worden und reichen jetzt an die deutsche Grenze.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI. Wie reagieren Sie denn auf das
Interview, das die SPD-Vorsitzende Esken in Sachen Connewitz gegeben hat,
in dem sie von einer möglicherweise falschen Polizeitaktik spricht?

Kushnerovich: Ich kann gerne dazu ausführen, allerdings kann ich Ihnen
jetzt keine genauen Angaben zum Tathergang machen. Einzelheiten dessen, was
in Leipzig passiert ist - dazu hatte sich Frau Esken ja auch geäußert -,
sind Gegenstand eines Ermittlungsverfahrens. Das kann ich von dieser Stelle
aus nicht kommentieren.

Ich kann ganz grundsätzlich zu diesem Vorfall in Leipzig ausführen, zu dem
sich der Minister ja gestern auch geäußert hat. Es gab im Vorfeld
Erkenntnisse von Sicherheitsbehörden, die besagen, dass es in Leipzig einen
linksextremistischen Hotspot gibt; das ist bekannt. Wir wissen zum
Beispiel, dass im Jahr 2018 die Anzahl von Gewaltdelikten aus diesem
linksextremistischen Spektrum um 14 Prozent angestiegen sind. Es gab auch
in letzter Zeit schwere Gewaltdelikte in Leipzig aus dem gleichen Spektrum,
zum Beispiel der Brandanschlag auf die Kräne oder die Körperverletzung der
Immobilienmaklerin. Aus dieser Kenntnis heraus wurde der Polizeieinsatz in
Leipzig organisiert und geführt. Am Ende dieses Polizeieinsatzes ist ein
Polizist verletzt ins Krankenhaus eingeliefert worden.

Das ist ein Umstand, der auf das Äußerste zu verurteilen ist, gerade auch
deshalb. weil es sich hier um einen Polizeibeamten gehandelt hat, der sich
per Definition für Sicherheit und ein friedliches Zusammenleben in
Deutschland einsetzt, was aus unserer Sicht den höchsten Respekt und
Anerkennung verdient.

Zusatz: Das war aber nicht meine Frage. Die Frage war nach einer konkreten
Reaktion auf eine konkrete Aussage von Frau Esken.

Kushnerovich: Wie gesagt, die Aussage von Frau Esken bezog sich auf den
Tathergang in Leipzig, auf die konkreten Umstände im Detail, wie es zu
dieser Tat gekommen ist. Das ist, wie gesagt, Gegenstand laufender
Ermittlungen.

Frage: Ich habe eine Nachfrage zu der Zahl, die Sie gerade erwähnt haben.
Auf was genau bezog sich dieser Anstieg auf 14 Prozent? Die Fallzahlen der
Politisch Motivierten Kriminalität vom BKA sagen, dass die linksextremen
Gewalttaten 2018 um fast ein Drittel zurückgegangen sind. Sie haben jetzt
von einem Anstieg gesprochen.

Kushnerovich: Das ist richtig. Die sind insgesamt deutschlandweit
zurückgegangen. Ich sprach jetzt von Sachsen.

Zusatzfrage: Können Sie sagen, wie sich in Sachsen im Vergleich die
rechtsextreme Gewalt entwickelt hat?

Kushnerovich: Das kann ich sicherlich nachliefern. Die Zahlen für Sachsen
habe ich jetzt nicht dabei.

Frage: Ich habe zwei Fragen. Die erste Frage richtet sich an Frau Demmer.

Seit dem 1. Januar sind Journalisten von "Sputnik Estland" auf Druck der
estnischen Behörden gezwungen, ihr Arbeitsverhältnis mit der
internationalen Nachrichtenagentur Rossija Sewodnija zu kündigen und ihre
Arbeit einzustellen. Zuvor wurde ihnen von den Behörden Strafverfahren
angedroht. Als Begründung werden Sanktionen angeführt. Wie wir wissen,
steht Rossija Sewodnija zumindest nicht unter diesen Sanktionen. Meine
Frage: Wie stuft die Bundesregierung dieses Vorgehen der estnischen
Behörden ein? Ist das mit der Presse- und Meinungsfreiheit hier vereinbar?

SRS'in Demmer: Sie kennen unsere grundsätzliche Haltung zur
Meinungsfreiheit und zu innenpolitischen Vorgängen. Diese liegen mir zum
einen nicht vor, zum anderen würden wir sie auch nicht kommentieren.

Zusatzfrage: Meine zweite Frage.

Gestern hat das türkische Parlament das grüne Licht für einen Einsatz, eine
militärische Intervention, in Libyen gegeben. Wie kommentiert und bewertet
das die Bundesregierung?

SRS'in Demmer: Hierzu würde ich gern noch einmal deutlich sagen:

Die türkische Nationalversammlung hat gestern, am 2. Januar, nicht die
Entsendung türkischer Truppen nach Libyen beschlossen, sondern dem
Staatspräsidenten lediglich das nötige parlamentarische Mandat dafür
erteilt. Dieses Mandat gilt für ein Jahr. Die genauen Regelungen können
dann vom Staatspräsidenten festgelegt werden. Es ist nun an der türkischen
Regierung zu entscheiden, wie sie mit diesem Mandat umgeht.

Die deutsche Haltung zum libyschen Bürgerkrieg und die Frage seiner
Beendigung ist dabei klar. Die Situation dort kann nach unserer Überzeugung
nur politisch gelöst werden. Den fortgesetzten Einsatz militärischer
Mittel, insbesondere durch Dritte, halten wir nicht für sinnvoll. Wir
appellieren an alle libyschen und internationalen Parteien, das
militärische Vorgehen einzustellen, sich aufrichtig zu einer umfassenden
und dauerhaften Beendigung der Feindseligkeiten zu bekennen und wieder in
einen glaubwürdigen Verhandlungsprozess unter Führung der Vereinten
Nationen einzutreten.

Frage: Ich würde mich gern auf die Pressekonferenz des Deutschen Städte-
und Gemeindebundes beziehen, die vor der Regierungspressekonferenz hier
stattgefunden hat. Ich hätte eine Frage - oder anderthalb Fragen - an das
Finanzministerium und dann noch eine an das Verkehrs- und
Infrastrukturministerium.

Ein großes Thema war die Entschuldung von Kommunen. Der Deutsche Städte-
und Gemeindebund sieht da Zahlen in einer Größenordnung von 50 Milliarden
Euro vor sich. Davon hat Herr Landsberg gesprochen. Wenn es darum geht,
Kommunen zu entschulden, haben Sie im Finanzministerium Sorge, dass dabei
möglicherweise einmal mehr die schwarze Null in Frage und zur Disposition
gestellt wird?

Es gab seitens des Städte- und Gemeindebundes die Aufforderung, quasi den
Kommunen, die dann nicht vom Geldsegen betroffen wären, deutlich zu machen,
dass da eine Solidarität gefragt sei und man nicht sagen solle: Die
bekommen doch auch. Warum bekommen wir denn jetzt nichts? - Das wären
sozusagen die Fragen an das Finanzministerium.

Eine weitere Frage zum Stichwort Breitbandausbau - das war auch eines der
Themen -, der hierzulande deutlich hinkt. Da gab es beispielsweise die
Forderung oder die Idee, beim Ausbau von Funkmasten ein bisschen
Bürokratieabbau zu betreiben, indem man einfach auf die bestehenden Masten
aufstockt, also diese ganzen Genehmigungsverfahren kürzer macht, damit man
auch wirklich in der Fläche einen vernünftigen Breitbandausbau haben kann.
Welche Überlegungen gibt es dazu in Ihrem Haus?

Kolberg: Der Bundesfinanzminister hat sich wiederholt zu dem Thema
geäußert. Ihm sind die gleichwertigen Lebensverhältnisse in Deutschland ein
wichtiges Anliegen. Deswegen hat er immer unterstützt, dass den Gemeinden,
die von hohen Schulden erdrückt werden, wieder die Luft zum Atmen gegeben
wird. Dazu ist diese Initiative gedacht. Da laufen im Moment die Gespräche.
Der Minister hat immer betont, dass das ein solidarischer Akt ist und dass
Solidarität nur ohne Eifersucht funktioniert, dass also nur diejenigen
unterstützt werden können, die auch Unterstützung brauchen.

Zusatzfrage: Und die schwarze Null?

Kolberg: Ich glaube, das Eine hat mit dem anderen erst einmal nichts zu
tun. Wir sind, wie gesagt, in Gesprächen. Zu den Größenordnungen, die dann
notwendig sind, um zu unterstützen, kann man deshalb jetzt noch keine
konkreten Angaben machen. Es ist in Deutschland ein Konsens der Länder, der
Kommunen und des Bundes notwendig. Da müssen alle an einen Tisch. Wenn es
dann Ergebnisse gibt, kann man sich auch über die Größenordnungen
unterhalten.

Vorsitzender Mayntz: Dann zur Frage des 5G-Breitbandausbaus.

Thomas: Mir liegen jetzt keine näheren Informationen zu dieser
Pressekonferenz vor. Deswegen kann ich das jetzt nicht im Detail
kommentieren. Gegebenenfalls könnte ich dazu etwas nachreichen.

Zusatzfrage: Ich würde einfach gern wissen, wie das bewertet wird. Da waren
schon klare Ideen, die da geäußert wurden.

Thomas: Diese Ideen sind mir jetzt nicht bekannt, weil ich nicht an dieser
Pressekonferenz teilgenommen habe.

Frage: Ich habe noch eine Frage an das Verkehrsministerium. Die "Rheinische
Post" hat heute über eine Antwort des Verkehrsministeriums auf eine Anfrage
der Grünen berichtet. Da geht es um Gelder für den Aus- und Neubau des
Schienennetzes, die ab 2021 offenbar geringer als in den Jahren davor
ausfallen sollen ausfallen. Können Sie das bestätigen und, wenn ja,
erklären, warum das so ist?

Thomas: Der Bericht der "Rheinischen Post" ist mir nicht bekannt. Das muss
ich gegebenenfalls nachreichen. Ich kann Ihnen nur allgemein sagen, dass
wir da in den kommenden Jahren auf Rekordniveau investieren.

Dementsprechend gilt: Wir haben das Ziel der starken Schiene. Wir sind da
wirklich am Ball. Wir wollen eine starke Bahn, eine Bürger-Bahn. Wir haben
jetzt ein riesiges Investitions- und Wachstumsprogramm, das größte
überhaupt, auf den Weg gebracht. Das müsste ich mir im Detail vielleicht
noch genauer ansehen.

Kolberg: In dem Bereich Bahn haben wir erhebliche zusätzliche
Investitionen, wie die Kollegin eben schon ausgeführt hat. Die Leistungen
beziehungsweise Finanzierungsvereinbarungen für die Deutsche Bahn wurden in
der Laufzeit auf zehn Jahre und auch vom Umfang her auf über 80 Milliarden
Euro verdoppelt. Es stehen insgesamt also erhebliche zusätzliche Mittel im
Bundeshaushalt für die Bahn zur Verfügung. Das hat die Bahn ja selber auch
immer wieder betont.

Frage: Herr Burger, der "Spiegel" meldet in seiner neuen Ausgabe, das
Auswärtige Amt bereite sich auf den Transport von an Ebola erkrankten
Helfern und Ärzten aus Afrika vor und konzipiere dafür spezielle Container,
die in Flugzeuge verladen werden können. Können Sie das bestätigen? Wie
weit sind die Pläne gediehen?

Vielleicht eine Frage an das Gesundheitsministerium: Wieso kümmert sich
eigentlich nicht das für Gesundheit zuständige Ministerium darum?

Burger: Ja, ich kann bestätigen, dass daran gearbeitet wird. Das ist seit
vielen Jahren ein Thema, mit dem wir uns beschäftigen. Wie kann im Falle
von Seuchen, im Falle von Infektionskrankheiten mit sehr hoher
Ansteckungsgefahr, die pandemieartig ausbrechen, sichergestellt werden,
dass Helfer, die vor Ort eingesetzt werden, falls sie sich anstecken, auf
sichere Art und Weise evakuiert werden können? Da hat es in der
Vergangenheit technische Lösungen gegeben, die so nicht nachhaltig waren.
Wir sind deswegen jetzt in intensivem Kontakt mit verschiedenen Partnern.
Dazu gehören natürlich auch die fachlich beteiligten Ressorts innerhalb der
Bundesregierung, um eine technische Lösung hinzubekommen, die modular ist,
die sich flexibel einsetzen lässt. Wenn es daran weiteres Interesse gibt,
kann ich gern weitere Informationen nachreichen.

Gülde: Darüber hinaus kann ich sagen: Das Bundesgesundheitsministerium ist
im Rahmen der internationalen Gesundheitszusammenarbeit eng in diesen
Prozess der Ebola-Hilfen eingebunden. Wir haben auch die Hilfen für die
betroffenen Länder massiv ausgebaut und stellen beispielsweise über das
Robert-Koch-Institut Helfer zur Verfügung.

Frage: Herr Burger, können Sie spezifizieren, ob da nur deutsche Helfer
evakuiert würden oder auch europäische oder lokale Helfer? Zweitens. Wann
könnte so eine Evakuierung mit diesen modularen Systemen frühestens
anlaufen?

Burger: Wir sind noch in einem relativ frühen Stadium dieses
Entwicklungsprozesses. Das wird jetzt nicht unmittelbar operational sein.

Grundsätzlich ist natürlich geplant, eine Fähigkeit zu entwickeln, die
allen zur Verfügung steht, die sich an diesen Hilfsmaßnahmen beteiligen.
Das sind ja, gerade was die Bekämpfung von Ebola angeht, in sehr hohem Maß
international koordinierte Aktionen. Die WHO spielt da eine wichtige Rolle,
andere auch. Wir stimmen uns dazu ganz besonders eng im Rahmen der EU ab.
Insofern ist klar, wenn man so eine Fähigkeit entwickelt, dass man sie dann
auch anderen zur Verfügung stellt.

Frage: Das Themenhopping ist für uns Journalisten oft auch nicht einfach,
vor allem nicht, wenn man weiß, welche Themen heute besprochen wurden. Aber
Medienberichterstattung ist sehr vielfältig. Dazu gehören auch bunte
Formate, wie beispielsweise bei RTL das Dschungelcamp. Eine Frage an die
Regierungssprecherin: Liegen Ihnen gegebenenfalls Erkenntnisse dazu vor,
wie die Frau Bundeskanzlerin die Teilnahme eines ehemaligen
Kabinettskollegen, namentlich Günther Krause, in diesem australischen
Abenteuer sieht?

SRS'in Demmer: Nein, dazu liegen mir keine Informationen vor.

Das hat auch, um den dezenten Hinweis zu geben, mit Regierungshandeln wenig
zu tun.

Thomas: Ich kann noch einmal betonen: Das BMVI investiert in Bezug auf die
Bahn Rekordsummen. Es gibt aber Ausgabereste, die zunächst nicht verausgabt
werden, die sich im Haushalt so nicht wiederfinden. Das sind übertragbare
Mittel. Dementsprechend sind die Zahlen, die die "Rheinische Post" heute
wiedergegeben hat, nicht korrekt.

Freitag, 3. Januar 2020
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BERICHT/356: Die Linke - Mieter auf der Überholspur ... (SB)

Das Recht auf Stadt geht weit über die persönliche Freiheit
hinaus, Zugang zu urbanen Ressourcen zu haben: Es ist das Recht, uns
zu verändern, indem wir die Stadt verändern. Darüber hinaus ist es
nicht so sehr ein individuelles als vielmehr ein gemeinsames Recht, da
diese Transformation unvermeidlich darauf gründet, kollektive Macht
auszuüben, um die Prozesse der Urbanisierung umzugestalten. Die
Freiheit, unsere Städte und uns selbst zu schaffen und neu zu
gestalten, so mein Argument, ist eines der kostbarsten und doch am
meisten vernachlässigten unter unseren Menschenrechten.

David Harvey (Übersetzung SB-Redaktion) [1]



Der marxistische Geograph David Harvey eröffnet die Perspektive auf
ein Leben in der Stadt, das dem Entwurf des neoliberalen Kapitalismus
fundamental entgegengesetzt ist und ihm den Kampf ansagt. Als Regime
innovativer Verfügungsgewalt zur Rettung des von Verwertungskrisen
erschütterten Kapitalverhältnisses erklärt der Neoliberalismus die
sogenannten Kräfte des Marktes nicht nur zum alleingültigen Regulativ
aller materiellen Verhältnisse, sondern auch der menschlichen
Beziehungen. In neoreligiöser Doktrin predigt er die Verkündigung, daß
es dazu keine Alternative gebe und das Soziale nicht existiere. Im
Zuge der Durchsetzung dieses Dogmas schreitet die Kommodifizierung
jeglicher Stoffe, Güter und Sphären gleichsam ad infinitum voran,
während die Menschen zu miteinander konkurrierenden Akteuren des
Marktes degradiert ein isoliertes Monadendasein fristen, dessen Erfolg
oder Scheitern ausschließlich dem Grad gelungener Selbstoptimierung
geschuldet sei. So treibt die Leugnung gesellschaftlicher Verhältnisse
den Raub an allem und jedem auf die Spitze exzessiver Ausplünderung,
verurteilt die Bezichtigung der malochenden, prekarisierten oder für
überflüssig erklärten Individuen als Verlierer zu einer Existenz in
ausweglos anmutender Ausbeutung und Entwürdigung.

Demgegenüber postuliert Harvey ein Menschenrecht auf Stadt, das sich
nicht einer Zuteilung oder Versagung urbaner Ressourcen unterwirft,
sondern die Veränderung der städtischen Verhältnisse als Prozeß
unmittelbarer Lebensgestaltung und deren Entwicklung begreift, mithin
in die eigenen Hände nimmt. Zugleich spricht er in Beantwortung der
Frage, wem die Stadt gehört, von der unverzichtbaren Ausübung
kollektiver Macht als Wesensmerkmal der Kämpfe nicht nur um eine
Rückeroberung entrissener Räume und Bezüge, sondern womöglich sogar um
eine andere Gesellschaft, die es im Zuge dieser Auseinandersetzungen
zu erringen gilt.

Dies ist kein Nebenwiderspruch der Klassengesellschaft, der sich
ausschließlich unter Reproduktion der Arbeitskraft verbuchen ließe,
sondern ein zentrales Kampfgebiet, auf dem die sich auftürmenden Berge
zirkulierenden Geldkapitals ins Betongold drängen. Grund und Boden wie
auch Immobilien sind heiß begehrte, weil reale Verwertungsoptionen in
einer kapitalistischen Ökonomie, deren angehäufte Schuldansprüche das
Produkt der Weltwirtschaft um ein Vielfaches übersteigen, also zum
weit überwiegenden und unablässig steigenden Teil niemals in Gestalt
von Gütern einzulösen sind. Insofern markiert das Recht auf Stadt
einen unmittelbaren Frontverlauf, an dem Menschen für erschwingliche
Mieten, gegen Verdrängung und für einen lebendigen Kiez kämpfen,
während ihnen letztlich Generäle aus Kreisen des Finanzkapitals und
der Großinvestoren gegenüberstehen, deren Fußtruppen "Deutsche Wohnen
& Co" heißen. Es handelt sich also durchaus um ein Feld zu führender
Klassenkämpfe, auf dem der profitträchtige Privatbesitz an Wohnraum
zur Disposition steht.


Mietkämpfe in Berlin - Kampagne für Enteignung

Bei der Gründungsversammlung der Bewegungslinken [2] am 14./15.
Dezember in Berlin war ein Workshop den aktuellen Mietkämpfen in der
Stadt gewidmet, namentlich der Enteignungskampagne und dem
Mietendeckel. Thematischer Rahmen war insbesondere das Verhältnis von
Partei und Bewegung an dieser gemeinsamen Front, inwieweit also Die
Linke in der Landesregierung und die Initiativen vor Ort am selben
Strang ziehen oder Unwuchten in Erscheinung treten. Unter Moderation
von Sarah Nagel (Bezirkssprecherin Neukölln) diskutierten Katalin
Gennburg (Mitglied im Parteivorstand und der Fraktion im Berliner
Abgeordnetenhaus) und Kalle Kunkel (Gewerkschaftssekretär bei ver.di
und aktiv in der Kampagne "Deutsche Wohnen & Co enteignen") unter
reger Beteiligung einer interessierten Runde.

In Beantwortung der Frage, wie es zu den relativ hohen
Zustimmungswerten der Enteignungsforderung kommen konnte, ging Kalle
Kunkel zunächst auf die spezifische Konstellation in Berlin ein. Wie
er ausführte, wurde vor zwei Jahren ein erster Volksentscheid unter
der CDU/SPD-Regierung nicht zugelassen. Da es aber zu einer
Kompromißregelung kam, könne man von einer stadtpolitischen Bewegung
mit leidlichem Erfolg sprechen. In der Folgezeit konzentrierten sich
die Aktivitäten auf die einzelnen Bezirke und Siedlungen. Wurden zuvor
vor allem die alten Verfehlungen der Politik wie Ausverkauf der
Wohnungen oder Auslaufen der Sozialbindung thematisiert, so rückten ab
2016/17 die Immobilienakteure in den Vordergrund. Der Vormarsch der
finanzialisierten Wohnungsunternehmen hängt eng mit dem Ausverkauf des
öffentlichen Eigentums zusammen, so daß diese Bestände entweder durch
alten sozialen Wohnungsbau oder Mieterschaften geprägt sind, die
früher in städtischen Wohnungsbaugesellschaften gewohnt haben, also
eher nicht die Bevölkerungsteile mit höherem Einkommen. Darin sahen
die Immobilienakteure ein hohes Aufwertungspotential, weil dort noch
Mieten um die 5 Euro gelten, während in Berlin insgesamt zwischen 10
und 15 Euro zu erzielen sind. Um das durchzusetzen, sind Maßnahmen wie
Modernisierung und Austausch der MieterInnen erforderlich. Diese haben
sich dagegen gewehrt und Initiativen auf unterschiedlichen Niveaus
gegründet, seien sie rechtlich orientiert, mit medialer Begleitung
oder eher lose Zusammenschlüsse. Das spitzte sich schließlich auf den
größten privaten Vermieter, nämlich Deutsche Wohnen zu.

In der Otto-Suhr-Siedlung sollte alter städtischer Wohnungsbau von
über 1000 Wohneinheiten, der von Deutsche Wohnen übernommen worden
war, modernisiert werden, worauf die Mieten zwischen 40 und 50 Prozent
steigen würden. Die zweite strategische Komponente von Deutsche Wohnen
ist das Sparen bei der Instandhaltung, was dazu führt, daß die
Heizungen im Winter ausfallen, das Wasser nicht richtig funktioniert,
die Fahrstühle nicht laufen. Dieses Zusammentreffen skandalträchtiger
Umstände mit vernetzten Nachbarschaften führte dazu, daß die Situation
zu einem Politikum wurde. Das Abgeordnetenhaus ludt einen CEO von
Deutsche Wohnen ein, der jedoch nicht persönlich kam, sondern nur
seine Sprecherin schickte und damit für ein PR-Fiasko sorgte.

Kunkel hob hervor, daß die Kämpfe nicht einfach nur immer stärker
wurden, bis daraus ganz organisch die Forderung der empörten
Mieterschaft nach Enteignung erwuchs. Seines Erachtens ist eine
differenzierte Sichtweise geboten. Er ist in der Interventionistischen
Linken organisiert, die in der Otto-Suhr-Siedlung Unterstützung
geleistet hat. Das spiele eine wichtige Rolle bei der Frage,
inwieweit es möglich ist, solche Auseinandersetzungen von außen zu
verstärken, was er bejahe. Die bundesweit bekannte Initiative Kotti
& Co hatte schon länger eine Kampagne für Rekommunalisierung mit der
Kernargumentation auf den Weg gebracht, wir haben unsere Häuser schon
dutzendfach abbezahlt und wollen sie jetzt zurückhaben. 2016/17 wurde
es dann in den Nachbarschaften zunehmend als Skandal gesehen, daß die
Wohnungen den Immobilienunternehmen gehören, wo sie doch früher der
Stadt, also uns, gehört haben. In diesem Setting brachten Leute, die
an dem ersten Mietenvolksentscheid beteiligt waren, die Forderung nach
Enteignung ein. Es wurde lange über die Begriffe diskutiert und
zunächst von Vergesellschaften gesprochen, dann aber nach Artikel 14
auch Artikel 15 GG ins Auge gefaßt. Die Kombination aus Leuten, die
schon länger über solche Fragen nachdachten, und der Resonanzraum der
vernetzten Initiativen führte schließlich zur Forderung, daß man ihnen
das wegnehmen muß. Deshalb sei "enteignen" der richtige Begriff. Er
ist natürlich auch etwas provokativ, trifft aber auf diese moralische
Ökonomie, wir wollen das wiederhaben, was sie uns weggenommen haben.
Es hat jedoch nur deswegen funktioniert, weil es von Anfang an keine
bloße AktivistInnenkampagne war. "Deutsche Wohnen & Co enteignen" ist
zwar eher von AktivistInnen geprägt, aber es gibt die Vernetzungen von
unterschiedlichsten MieterInnenschaften, aus denen heraus auch dazu
gesprochen wird. Daher rührten die Legitimität dieser Kampagne und die
hohen Zustimmungswerte von maximal 46 Prozent, die jedoch inzwischen
deutlich zurückgegangen sind, so daß die Ablehnung überwiegt.

Aus dieser Erfahrung hat sich die Arbeitsgruppe Starthilfe gegründet,
ursprünglich eine AG der Vernetzung von Deutsche-Wohnen-MieterInnen.
Aus dem Bedarf, die Organisierung vor Ort zu systematisieren, ging
eine AG zwischen Vernetzung und Kampagne hervor. Eine Kampagne mag
einen großen Wirbel machen, doch ist sie nach ein oder zwei Jahren
vorbei und was die Organisierung angeht, bleibt nichts übrig. Deshalb
wurde die aktuelle Vorgehensweise entlang von zwei Strängen aufgebaut:
Zum einen der Volksentscheid und seine Begleitkampagne, zum anderen
die Organisierung, wobei letztere erheblich von der Kampagne
abgekoppelt wurde. Denn hat die Kampagne Fahrt aufgenommen, kann sie
ohne Ende Ressourcen aufsaugen, so daß alle nur noch damit beschäftigt
sind. Die AG Starthilfe erklärt in einer Broschüre, wie man eine
MieterInnenorganisation aufbaut. Beratung und Workshops, wie spricht
man Leute an, wie führt man eine organisierende Versammlung durch, wie
macht man Öffentlichkeits- und Pressearbeit. Zudem sollen die
Nachbarschaften konkret unterstützt werden, so daß man im Sinne einer
gewerkschaftlichen Idee die Ressourcen der Gesamtbewegung auch dafür
nutzt, einzelne Initiativen zu unterstützen. Zur Anwendung kommt das
Konzept des Blitzes, der aus dem gewerkschaftlichen Organizing stammt.
Bei Bedarf einer Initiative vor Ort wird zunächst ein Training
durchgeführt, wie man MieterInnen anspricht. Dann geht eine Gruppe von
20 bis 30 Leuten in die Siedlung, um die ein, zwei Leute zu
unterstützten, die bisher dort unterwegs sind, und ein Momentum zu
erzeugen. Danach kam es oft zu Versammlungen mit bis zu hundert
Leuten. Wir sind im Experimentierstadium, da sich noch viele Fragen
zum Verhältnis von innen und außen stellen, betonte der Referent.


Kurswechsel in der Linksfraktion

Sarah Nagel stellte Katalin Gennburg vor, die in Treptow-Köpenik
direkt ins Abgeordnetenhaus gewählt wurde. Auf der politischen Ebene
wurde die Kampagne "Deutsche Wohnen & Co enteignen" positiv
aufgenommen, obgleich Die Linke in früheren Jahren nicht gerade ein
Hort der Enteignungsfreude war. Ein Landesparteitag beschloß mit
großer Mehrheit, die Kampagne zu unterstützen. Wie verliefen die
Debatten in der Partei?

Wie Katalin Gennburg berichtete, hatte der rot-schwarze Senat zwar
erklärt, er nehme den Mietenvolksentscheid ernst, aber alle
entscheidenden Punkte herausgenommen, die eine Umstrukturierung der
Bundespolitik möglich gemacht hätten. Diese Torpedierung führte zu
heftigen Kontroversen und Verwerfungen im Initiativkreis. Als damalige
Mitarbeiterin Katrin Lompschers sprach Gennburg in Charlottenburg mit
MieterInnen, sich am Volksentscheid zu beteiligen. Es gab zu dieser
Zeit bereits viele Gruppen, die für sich in Anspruch nahmen, das Thema
weiter zu bearbeiten. Doch stellte sich nach dem Verlust der großen
Erzählung die Frage, wie es mit all diesen Gruppen weitergehen könnte.
Die Szene der mietpolitischen Initiativen hat sich weiterentwickelt,
von den linken Gruppen entkoppelt und Basisdemokratie in den
Siedlungen geschaffen. Dies führte zu einem neuen Referenzrahmen, der
einen Anschluß ermöglichte. "Deutsche Wohnen & Co enteignen" war eine
Radikalisierung nach innen. Das war die eigentliche Überraschung, daß
die MieterInnen in den Siedlungen gesagt haben, wir enteignen die
jetzt, so die Referentin.

Die Entscheidung des Landesparteitags habe auch sie überrascht.
Angekoppelt an die radikalisierten Auseinandersetzungen in der Stadt
sei es gelungen, die Diskursräume in der Partei so zu verschieben, daß
sich deren Richtung veränderte. Die Linke habe sich als Landespartei
aus der Regierung heraus radikalisiert, was erstaunlich und nicht ganz
einfach war. Der Landesvorsitz kann Widersprüche aushalten, und
natürlich ist die Akteursebene ein ganz wesentliches Element. Im
Parlament sitzen mit ihr selbst und Gaby Gottwald zwei Abgeordnete,
die das ausdrückliche Interesse haben, bestimmte Diskurse weiter nach
links zu verschieben. Katalin Gennburg ist vom Fach, da sie
Stadtforschung studiert hat und seit zehn Jahren Mieten und
Stadtpolitik macht. Sie würde es allerdings vorziehen, nicht nur
Mieten-, sondern Raumpolitik zu machen, was nun mit dem Mietendeckel
eher zu bewerkstelligen sei.

Dieser Erfolg in Berlin könnte im Zuge der Verarbeitung der
Niederlagen in Brandenburg und Sachsen dazu führen, daß in der Partei
die Offenheit dafür wächst, die Linien der Auseinandersetzung in der
Gesellschaft genauer unter die Lupe zu nehmen. Die Linke in Berlin hat
sich in der Opposition erneuert, wobei sich die westlichen Bezirke in
den Wahlergebnissen an die im Osten der Stadt herangearbeitet haben.
Die alten Ostverbände haben nicht mehr das Sagen, und in ihnen finden
harte Brüche statt. Diese Veränderung ist nicht vom Himmel gefallen,
und man muß hart daran arbeiten, daß sie so weitergeht, betonte die
Referentin. In Berlin habe man sich bestimmten Fragen gestellt. Als
vor fünf Jahren der Volksentscheid im Parlament zur Diskussion stand,
diskutierte die Linksfraktion noch ernsthaft die Frage, ob man das
unterstützen sollte. 200 Leute hatten ein Jahr lang ein Gesetz von 60
Seiten erarbeitet - unsere PartnerInnen in der Stadt - doch die
wenigen Leute Der Linken im Parlament zögerten, weil sie in einem
Detail zunächst nicht zustimmen mochten. Die Lösung dieses Konflikts
habe maßgeblich dazu beigetragen, in dieser Hinsicht voranzukommen.


Zum Verhältnis von Partei und Bewegung

Sarah Nagel regte daraufhin an, das Verhältnis von Partei und Bewegung
in der Diskussion zu vertiefen. Dazu unterstrich Kalle Kunkel, daß man
nicht pauschal von gut oder schlecht reden könne, sondern die
jeweiligen Verläufe herausarbeiten müsse. Der Beschluß Der Linken,
sich hinter die Enteignung zu stellen, hat seines Erachtens die
Aufmerksamkeitsökonomie deutlich verändert. Der Vorteil war ein
medialer Spin, da dies eine Regierungspartei betraf, wie ihn die
Bewegung mit noch so vielen kreativen oder provokativen Aktionen nicht
hinbekommen hätte. Das sei zugleich der Nachteil, da die Initiative
Teil einer parteipolitischen Auseinandersetzung wird, selbst wenn man
den Beteiligten besten Willen unterstellt. Den Beschluß des
Landesparteitags hält er für war hilfreich, zumal die Partei nicht
daran rüttelt, daß es sich bei der Kampagne um eine eigenständige
Struktur handelt. Geärgert habe man sich jedoch über die
Kostenschätzung, weil die Zahl von 36 Milliarden Euro kaum noch aus
der Welt zu schaffen ist. Das sei eine hochpolitische Frage, weil
darüber die Entschädigungsregelung interpretiert wird. Da Art. 15 GG
noch nie angewendet wurde, ist es ein offenes Feld. Die Kampagne hat
eine nachvollziehbare Rechnung aufgestellt, die von 7 bis 12
Milliarden Euro Entschädigung bei Enteignung ausgeht. Das ist auch
qualitativ ein Unterschied zu 36 Milliarden, weil es den Haushalt
betrifft. Da habe Die Linke in ihren exekutiven Möglichkeiten eine
extrem schlechte Figur gemacht, weil sie diese Zahl durchrauschen
ließ. Das schadet uns bis heute und dürfte Einfluß auf den Rückgang
der Zustimmung haben, so Kunkel.

Daß der radikale Entwurf des Mietendeckels an die Öffentlichkeit kam
und aufgegriffen werden konnte, habe die Initiative begrüßt, aber
dennoch beschlossen, keine eigene Arbeit dazu zu machen, weil das
eigentlich ein Gegenprojekt ist. Da es jedoch für die MieterInnen
durchaus einen Unterschied macht, wer sich bei dieser Kontroverse um
die verschiedenen Entwürfe durchsetzen wird, war klar, daß man
irgendwie damit arbeiten müsse. Deshalb wurde die Doppelforderung
formuliert, "erst richtig deckeln, dann enteignen". Die
Mobilisierungsfähigkeit habe sich jedoch in Grenzen gehalten, da man
sehr viel mehr Menschen auf der Straße erwartet hätte. Der geleakte
Entwurf sei in der Koalition zu schnell in einen Kompromiß zwischen
der realutopischen Perspektive und dem weiteren Vorgehen gemündet, als
daß eine fundierte Mobilisierung möglich gewesen wäre.

Wie Sarah Nagel anmerkte, sei man im recht aktiven Verband Neukölln
ebenfalls überrascht gewesen, wie schnell zurückgerudert wurde. Dabei
habe die Basis auf ein Signal gewartet, mit allen Kräften zu
mobilisieren.

Katalin Gennburg führte dazu aus, daß vor einem Jahr im kleinen Kreis
mit der Senatorin die damals frisch publizierte juristische
Konstruktion erörtert wurde, den Mietendeckel über den Dreh, daß das
Preisrecht auf Landesebene seit der Föderalismusreform, mit der die
Regelungskompetenz im Wohnungswesen auf die Länder übergegangen ist,
das über das BGB und den Bund geregelte Mietrecht zu umgehen: Wir
legen über das Preisrecht fest, wie wir die Mieten regulieren. Im
Januar kam die Anfrage der Presse, was vom Mietendeckel der SPD zu
halten sei, die diese Idee durchgestochen hatte. Dadurch stand die
Linksfraktion mit dem Rücken an der Wand und auf dünnem Eis. Auf der
Fraktionskonferenz im März 2019 sprachen viele von einer heißen
Kartoffel, die die SPD auf den Tisch lege, damit man sich daran
verbrenne. Dennoch konnte durchgesetzt werden, alles auszuloten, um
nichts unversucht zu lassen, was dann im Landesvorstand mehrheitlich
unterstützt wurde, worauf im April Beratungen mit JuristInnen folgten.

Die Senatsverwaltung für Stadtentwicklung mit Katrin Lompscher an der
Spitze ist ansonsten fest in der Hand von rechten Sozialdemokraten.
Daran angeschlossen die sechs Wohnungsbaugesellschaften, die ebenfalls
von rechten Sozialdemokraten geführt werden. Auch in den Bezirksämtern
sitzen nirgends linke Leute in der Bauverwaltung oder als
Bürgermeister. Die Grünen als weiterer Koalitionspartner geben sich
mietenbewegt, doch liegen ihnen zugleich die Hauseigentümer am Herzen.
Sie haben jedoch in Berlin einen linken Flügel, dem auch die
mietenpolitische Sprecherin angehört. Wäre das nicht der Fall und die
SPD nicht historisch schlecht aufgestellt, gäbe es den Mietendeckel
wohl ebensowenig wie ohne das Volksbegehren, so Gennburg. In dem
Verfahren gab es zunächst einen Eckpunkteentwurf, der dann geleakt
wurde, wobei niemand weiß, wer das getan hat. Daß es trotz aller
Widrigkeiten und Sabotage am Ende doch geklappt hat, verdanke sich
einem engmaschigen Netz von Leuten, die mitgearbeitet haben, aus der
Zivilgesellschaft, aus der Linken, von JournalistInnen, von neuen
Leuten in der Senatsverwaltung und von juristischen ExpertInnen.


Organizing und fachpolitische Offensive

In Erwiderung auf weitere Fragen der Moderatorin sowie zahlreiche
Wortbeiträge aus der Runde berichtete Kalle Kunkel, daß die IL
aufgrund der nicht ganz unkomplizierten Erfahrungen in der Zeit des
ersten Mietenvolksentscheids auf strenge Regeln poche, was mögliche
Klüngel betrifft. Alle Formen von Kommunikation mit den
Regierungsparteien, die sich um die Ausgestaltung des Gesetzes drehen,
sollten legitimiert werden. Daß sich die Initiative überhaupt damit
befasse, sei Ausdruck dessen, daß das sonst niemand machen wollte.

Organizing sei für ihn stets eine Frage von Handwerk und Einsatz von
Ressourcen. Die AG Starthilfe besteht aus 20 bis 25 Leuten und
versteht ihre Aktionen als kollektiven Prozeß. Zum jeweiligen Ausmaß
des Engagements gibt es bestimmte Skalen, und wenn eine umfassende
Involvenz geboten erscheint, folgt diese vereinbarten Kriterien: Es
müssen schon einige Leute vor Ort aktiv sein. Dann werden aus der AG
Starthilfe bis zu fünf Leute bestimmt, die als Team arbeiten, damit
man mit Widrigkeiten umgehen kann.

Mit Blick auf die Eckpunkte zum Mietendeckel finde er nachvollziehbar,
nicht das Spiel der SPD zu spielen und alle Informationen
durchzustechen. Die Linke sollte jedoch Transparenz herstellen, ohne
sich an dieser Leak-Kultur zu beteiligen. Der Mietendeckel sei schon
jetzt ein Erfolg, weil die Modernisierungen zurückgefahren werden. Da
65.000 Wohnungen genehmigt sind, aber nicht gebaut werden, ist es
Unsinn zu behaupten, der Mietendeckel ruiniere das Handwerk. Es finden
allenfalls Verschiebungen statt. Alles ist gut, was Unsicherheit bei
den Investoren schafft, weil es die Bedeutung der Stadt als Betongold
reduziert, so Kunkel. Was die rechtliche Seite betrifft, sei er sehr
skeptisch, weshalb man sich jetzt schon darauf vorbereiten sollte, wie
mit einem möglichen Scheitern vor dem Verfassungsgericht umzugehen
sei.

Wie Katalin Gennburg hervorhob, habe die Linksfraktion den großen
Vorteil, fundierte Fachkenntnisse einzubringen. Sie selbst komme aus
der Materie, die Senatorin sei als Städtebauerin Fachfrau und der
rechtspolitischer Sprecher ein erfahrener Jurist. Mit dem Mietendeckel
verbindet sich eine Redemokratisierung, nämlich die Botschaft, daß der
Staat lenkend eingreifen kann. Die SPD wollte nur das Einfrieren der
Mieten, doch konnte sie in den Verständigungsrunden mit externen
JuristInnen weitergezogen werden. Der Senatsbeschluß sah vor,
einzufrieren und bei Quervermietung zu deckeln. Wird also eine Wohnung
nach einem Auszug wiedervermietet, darf die Miete einen festgelegten
Wert nicht übersteigen. Hinzu kommen Ergänzungen zur Modernisierung
sowie die Möglichkeit, eine Absenkung einzufordern, wenn die Miete 120
Prozent über dem Tabellenwert liegt. Die Grünen mahnten eine Ausnahme
für die Genossenschaften an. Da jedoch die Gemeinnützigkeit 1990
abgeschafft wurde, ist keine Regelung möglich, die Genossenschaften
privilegiert.

Der Neubau ist vom Mietendeckel ausgenommen. Daß hier Alarm geschlagen
wird, hat ganz erheblich damit zu tun, daß die Bauwirtschaft in großen
Städten eine innige Verbindung zur Politik pflegt, die sich nur sehr
schwer abschneiden läßt. Es mischen internationale Finanzinvestoren
mit, die Angst um ihre Renditen haben. Baurecht ist Eigentumsrecht,
und dieses rückabzuwickeln, ist höchst kompliziert, da man es erstens
mit Eliten und Lobbyisten und zweitens mit komplexen Verträge zu tun
hat. Noch vor zwei Jahren ging es ausschließlich darum, zu bauen, zu
bauen, zu bauen. Inzwischen können auch die anderen Parteien einer
Mietenregulierung etwas abgewinnen, da der Diskurs, daß man Mieten nur
über Neubau regeln könne, aus dem Fokus gedrängt worden ist. Der
Landesparteitag hat beschlossen, die sechs großen landeseigenen
Wohnungsbaugesellschaften mit fast 200.000 Wohnungen, die im Verband
BBU der Wohnungswirtschaft Berlin-Brandenburg organisiert sind, in
einen neuen gemeinwohlorientierten Verband zu fassen. Da mit der BBU
ein Umbau des Wohnungssektors nicht zu machen ist, wurde damit das
Fenster für eine diesbezügliche Debatte geöffnet. Würde man die
Gemeinnützigkeit des Wohnens wieder einführen, könnte man einen neuen
gemeinwohlorientierten Sektor schaffen, in dem Wohnraum steuerlich und
rechtlich der Rendite entzogen wird, so Gennburg.


Ausblick auf die kommenden Kämpfe

Wie geht es weiter? Im Januar wird das Gesetz zum Mietendeckel
beschlossen, das dann im Februar in Kraft tritt. Prompt werden die
Normenkontrollklagen folgen. Katalin Gennburg ist optimistisch, daß
die Frage, ob Bund oder Länder mehr zu sagen haben, diesmal nicht in
der Sackgasse kontroverser Rechtsauffassungen endet. Dazu braucht man
ein Urteil des Verfassungsgerichts, daß die Länder durchaus die
Möglichkeit haben, zusätzlich Gesetze zu erlassen, weil die vom Bund
getroffenen Maßnahmen nicht ausreichen. Auch die Richter am
Bundesverfassungsgericht sind politisch entsandt und werden eine
politische Entscheidung treffen, da dürfe man sich nichts vormachen.
Da jedoch die Große Koalition zusammenzubrechen drohe, schaffe das ein
Zeitfenster, in dem solche verfassungsrechtlichen Entscheidungen
größeres Gewicht bekommen.

Sie habe in den politischen Auseinandersetzungen des letzten Jahres
gelernt, wie Klassenkampf konkret aussieht. Sollte diese Erzählung des
Klassenkampfs weit über Berlin hinaus angekommen sein, halte sie das
für sehr erfreulich. Auch die Debatte über Hausbesetzungen, nämlich
Entkriminalisieren und Legalisieren, gehöre zu ihren Herzensthemen. Es
brauche deutlich mehr Raum für Bewegungspolitik, die häufig überhaupt
nicht mitgedacht wird, und die Radikalisierung der Partei aus der
Regierung heraus müsse weitergehen. Für die Perspektive der
Bundespartei zeigt diese Mietendeckeldebatte, daß die Kümmererpartei
als Erzählung passé ist. Sind wir nicht die Partei des sozialen
Protests?

Bei der Enteignungskampagne, so Kalle Kunkel, sind die Unterschriften
abgegeben, es folgt nun die Rechtsprüfung durch den Innensenat, der
wahrscheinlich positiv entscheiden wird. Dies vorausgesetzt, müßte
sich der Senat auf eine gemeinsame Haltung einigen, worauf die Sache
an das Parlament ginge. Dadurch stünde das Thema wieder ganz oben auf
der Agenda, was die Initiative nutzen könne, um die Parolen der
angeblich hohen Kosten und ausbleibenden Neubauten vom Tisch zu
bekommen. Dann stünde die zweite Sammelphase an, in der binnen vier
Monaten 200.000 Unterschriften zusammenkommen müssen. Bis dahin soll
in jedem Bezirk und am besten in jedem Kiez eine dezentrale
Sammelstruktur mit ein bis drei Personen aufgebaut werden. Ab Februar
werden Bezirksversammlungen mit dem Ziel durchgeführt, jeweils eine
Sammelstruktur zu etablieren. Von dort aus soll das dann im besten
Fall auf die einzelnen Kieze heruntergebrochen werden, damit sie in
der Lage sind, eigenständig zu arbeiten. Dezentralisierung bei
verbindlichem Bezug zur Gesamtkampagne, damit man einigermaßen den
Überblick über den Stand behält. Die zweite Phase wird angesichts des
ideologischen Gegenwinds ein gewaltiger Kraftakt, zumal im Schnitt
jeden Tag 2000 Unterschriften gesammelt werden müssen. Ideal wäre,
wenn es zur nächsten großen Mietenwahnsinns-Demo am 28. März losginge,
er rechne jedoch eher ein bis zwei Monate später damit.

Kalle Kunkel zitierte abschließend noch einmal das bereits von Thomas
Goes am Vorabend angeführte geflügelte Wort des großen Steuermanns
(Mao Zedong): Es herrscht ein großes Chaos unter dem Himmel, die
Zeiten sind exzellent. Es komme darauf an, aus allem etwas zu machen,
auch aus den Klagen gegen den Mietendeckel, die ohne Ende kommen
werden. Das Bedürfnis nach Kommunikation und Organisierung wird
angesichts der Drohungen und Unsicherheit wachsen, wenn wir dieses
Feld gut bearbeiten.

(Weitere Berichte und Interviews zur Gründungsversammlung folgen)


Fußnoten:

[1] The right to the city is far more than the individual liberty to
access urban resources: it is a right to change ourselves by changing
the city. It is, moreover, a common rather than an individual right
since this transformation inevitably depends upon the exercise of a
collective power to reshape the processes of urbanization. The freedom
to make and remake our cities and ourselves is, I want to argue, one
of the most precious yet most neglected of our human rights.

David Harvey: Social Justice and the City, University of Georgia Press
(2010), S. 315

[2] www.bewegungslinke.org/die-bewegungslinke-hat-sich-gegruendet/


Berichte und Interviews zur Gründungsversammlung der
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BERICHT/354: Die Linke - beteiligt, bewegt und präsent ... (SB)

BERICHT/355: Die Linke - als Partei gesellschaftlich begründeter Probleme ... (SB)

INTERVIEW/466: Die Linke - in die Hände des Volkes ...    Janine Wissler im Gespräch (SB)

5. Januar 2020






Copyright 2020 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/2375: Berlin - Helle Panke Veranstaltungen am 7. und 10. Januar 2020

Helle Panke

Veranstaltungen in der 2. Kalenderwoche 2020



Liebe Freunde und Freundinnen der Hellen Panke,

wir freuen uns auf ein kämpferisches und aufklärerisches gemeinsames
Veranstaltungsjahr 2020 mit Euch, das wir in der nächsten Woche mit viel
Energie eröffnen wollen. In diesem Jahr jährt sich der Geburtstag von
Friedrich Engels zum 200. Mal, der von Lenin zum 150. Mal und Hegel wäre 250
Jahre alt geworden. Wir werden über das Jahr immer wieder an einen der drei
Revolutionäre erinnern und beginnen mit einer Aktualisierung und Diskussion
von Engels Schrift "Zur Wohnungsfrage". Hier ist unser Programm, wir freuen
uns auf Euren Besuch!


Programm vom 6.1.20 bis 10.1.20:

Dienstag, 7. Januar 2020, 10 Uhr

Seniorenklub im Karl-Liebknecht-Haus

"Ich fürchte mich vor gar nichts mehr"

Briefe von Rosa Luxemburg - Lesung

Mit Doreen Kähler, Moderation: Marilies Müller

Kosten: 2,00 Euro

Ort: Karl-Liebknecht-Haus, Kleine Alexanderstr. 28, 10178 Berlin


Freitag, 10. Januar 2020, 19 Uhr

Junge Panke

Friedrich Engels' Werk "Zur Wohnungsfrage" - Vorgestellt von Andrej
Holm

Mit: Dr. Andrej Holm, Moderation: Jenny Stupka (Initiative "Deutsche Wohnen &
Co Enteignen")

Kosten: 2,00 Euro 

Ort: Monarch, Skalitzer Str. 134, 10999 Berlin


PUBLIKATIONEN

Reihe "Philosophische Gespräche"

Heft 59: Die Linke neu leben - Thesen für einen linken Nietzsche
heute

Eine Streitschrift von Paul Stephan, 2019, 50 Seiten

Reihe "Pankower Vorträge"

Heft 224: Globale chinesische Migration und die Umwälzung des
kapitalistischen Weltsystems

Von: Felix Wemheuer, 2019, 40 Seiten

 * 

Zu vielen Veranstaltungen der Hellen Panke entstehen
Heftpublikationen. Jedes dieser Hefte können Sie für 3 Euro (plus
Versand) über die Homepage bestellen. Ein Gesamtverzeichnis aller bisher
erschienenen Hefte und ein AutorInnenverzeichnis finden Sie auf der
Internetseite der Hellen Panke. Dort können Sie auch das umfangreiche
Antiquariat der Hellen Panke einsehen.

Weitere Informationen:

www.helle-panke.de


Öffnungszeiten der Geschäftsstelle

Montag - Donnerstag 14.00 - 17.00 Uhr

 * 

Quelle:

"Helle Panke" e.V. - Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin

Kopenhagener Str. 76, 10437 Berlin

Telefon (030) 47 53 87 24, Fax (030) 47 37 87 75

E-Mail: info@helle-panke.de

Internet: www.helle-panke.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 6. Januar 2020 
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SCHACH-SPHINX/07141: Trügerischer Maßstab (SB)

Spielstärke, nun ja, das ist ein relativer Begriff, stets abhängig vom
Vergleich mit dem Umfeld. Unter Blinden ist der Einäugige bekanntlich
König, doch die Situation gerät ins Problematische, wenn man sich
plötzlich von hundert Falkenaugen umlauert sieht. So mag ein
Lokalmatador sich im Kreise seiner treuen Anhängerschaft nach Lust und
Laune gebärden, solange niemand ernsthaft nach seiner Krone greift.
Wehe jedoch, ein Rivale mit besserer Ausbildung und Kennerschaft
betritt seine uneingeschränkte Szene. Gewiß, nur am Weltmeister und
seinem Leistungsniveau läßt sich in der Schachgemeinde Maß nehmen für
den Wert der eigenen Spielstärke. Im Schatten der Götter hebt der
Mensch sein Haupt empor und bestimmt seine Qualitäten und
Schwachstellen. Was aber wenn Götter vom Himmel fallen und alle Engel
hinterherpurzeln? Zu gewissen Zeiten scharte sich ein ganzes
Schachvolk um den deutschen Helden Adolf Anderssen. Es gab keinen
anderen Maßstab. Anderssen legte die Direktiven fest, nach denen auf
dem Brett vorgegangen wurde. Sein Stil machte Schule, an seinem
Beispiel richtete man sich auf. Doch dann fiel Anderssen von seinem
Thron, und plötzlich war er auch von seinen Getreuen verlassen. Ein
neues Licht schwebte am Himmel und wurde Ziel und Ansporn und
Wertemaßstab für alle anderen. Hat man es beim Begriff der Spielstärke
also lediglich mit einem Anpassungsmechanismus zu tun, so wie man
Gebete leer vor sich hinplappert, weil man ihre eigentliche Botschaft
vergessen hat? Sind es tote Hüllen und vertrocknete Bezugssysteme, die
unser Denken maßgeblich definieren? Ein jeder sei sein eigener Hirte
in der Finsternis, denn manchmal ist das Licht nur der Pfad in eine
noch dunklere Aussichtslosigkeit. Im heutigen Rätsel der Sphinx
vertraute Weiß allzu leichtsinnig auf den Bauernraub 1.Dg3xg7?, und
die Finsternis schlug zu, Wanderer.
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Friedrichsen - I. Hund

Schwäbisch Gmund 1980


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Irgendwo im System der Vorbereitungen lag der Fehler, der auf dem
Brett dann präsent wurde: 1.Tf7xg7! Tb4xc4 - natürlich durfte der
weiße Turm wegen 1...Kh8xg7 2.Dd2-c3+ nicht genommen werden -
2.Tg7xd7! - zerfetzt auch die letzte Ausrede des Nachziehenden -
2...Tc4-g4+ 3.Kg2-f2 Tg4-d4 4.Dd2-c3 Dc6xd7 5.Lg5-f4! - die Pointe, es
droht 6.Lf4-e5+ und 6.Sa4xc5 - 5...h7-h5 6.Sa4xc5 Kh8-h7 7.Dc3xd4 und
Schwarz gab auf.



Erstveröffentlichung am 16. Dezember 2006
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